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Zusammenfassung: Der Artikel geht von der in der politischen Kommunikationsforschung gebräuchlichen Unterschei-
dung zwischen Herstellung und Darstellung von Politik aus. Diese wird auf ihren Status im Prozess der politischen Kom-
munikation hin befragt. Ausgehend von der Annahme ausdifferenzierter Spezialkommunikationen des politischen und
des massenmedialen Systems wird die These aufgestellt, dass die asymmetrisch konstruierte Differenz von Herstellung
und Darstellung eine Selbstbeschreibungsformel des politischen Systems darstellt, mit dem dieses seine Abhängigkeit
von der öffentlichen Meinung einerseits betont, andererseits aber gegenüber dem ,eigentlichen‘ politischen Entscheiden
abwertet. Gleichzeitig ist die Unterscheidung von Herstellung und Darstellung in jeder politischen Kommunikation ope-
rativ wirksam, insbesondere im Verhältnis von Zentrum und Peripherie des politischen Systems, ohne dass die eine Seite
von vornherein Priorität gegenüber der anderen hätte. Die beiden Aspekte der Unterscheidung von Herstellung und Dar-
stellung sollen am Beispiel der öffentlichen Diskussion über den Irak-Krieg 2003 verdeutlicht werden.
1. Politische Kommunikation als Vermittlung
Politische Kommunikation wird als Begriff übli-
cherweise gebraucht, um Aspekte des Verhältnisses
von Politik und Massenmedien zu beschreiben. Da-
hinter steht die Idee, dass politische Entscheidungen
nicht einfach durchgesetzt, sondern in einer moder-
nen Massendemokratie vor den Wählern legitimiert
werden müssen. Diese Wähler aber sind, in Anbe-
tracht sinkender Mitgliedszahlen in Parteien und
allgemein schwindender Bindungen an intermediäre
Organisationen (vgl. Streeck 1987), primär über
die Massenmedien zu erreichen. Damit ergibt sich
aus Sicht der Politik die Aufgabe, über die Massen-
medien informierend, aber auch persuasiv ihre Ent-
scheidungen und Entscheidungsvorschläge dem Pu-
blikum darzustellen.
Die Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen Poli-
tik und Massenmedien erscheint unter diesen Um-
ständen als ein zentrales Problem für die Politik. In
der Politik- und Kommunikationswissenschaft wur-
den mehrere Modelle diskutiert, die dieses Verhält-
nis idealtypisch beschreiben. Die dahinter stehende
Frage ist stets auch die nach der möglichen Domi-
nanz eines der beiden Bereiche. Aus Sicht der
Politik besonders bedrohlich erscheint natürlich die
Diagnose einer Übermacht der Massenmedien ge-
genüber dem politischen System. So spricht Kepp-
linger (1998) etwa von einer „Demontage der Poli-
tik in der Informationsgesellschaft“. Er sieht die
Politikberichterstattung der Medien ins Zentrum
der aktuellen Meinungsbildung gerückt und daher
nicht mehr lediglich als Begleiterscheinung, sondern
als Voraussetzung von Politik (Kepplinger 1998:
37). Diese Abhängigkeit der Politik von den Mas-
senmedien führt nach Kepplingers Ansicht unter
anderem dazu, dass die Politiker vorwiegend mit ei-
nem Wettbewerb um Publizität beschäftigt sind
und sich dabei von den eigentlich zu lösenden Pro-
blemen entfernen (Kepplinger 1998: 202f.). Meyer
(2001) spricht nur wenig zurückhaltender von einer
„Kolonisierung der Politik durch das Mediensys-
tem“.
Auch die entgegengesetzte Feststellung einer Domi-
nanz der Politik gegenüber den Massenmedien fin-
det sich in der Literatur. Argument ist hierbei ins-
besondere die Rolle politischer PR-Strategien, die
direkten oder indirekten Einfluss auf das Medien-
system suchen und es für politische Zwecke instru-
mentalisieren. Viel zitiert ist beispielsweise eine
Studie von Baerns (1985), die nach Analyse der
landespolitischen Berichterstattung in Nordrhein-
Westfalen zu dem Schluss kommt, dass sich die Me-
dienberichterstattung zum überwiegenden Teil auf
Produkte politischer PR wie Pressemitteilungen ver-
lässt und daher bei Themenwahl und Timing stark
von der Politik kontrolliert ist. Auch Habermas
(1990) macht in seinen Überlegungen zum „Struk-
turwandel der Öffentlichkeit“ darauf aufmerksam,
dass die Medien unter den Bedingungen der Mas-
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sendemokratie als Steuerungsinstrument der Regie-
rung fungieren und Politiker über sie Publizität
anstreben, die dafür sorgt, dass „sich in der manipu-
lierten Öffentlichkeit eine akklamationsbereite Stim-
mung […], ein Meinungsklima [einspielt]“ (Haber-
mas 1990: 321).
Weitgehend durchgesetzt hat sich allerdings mittler-
weile das Modell einer Interdependenz oder Sym-
biose von Politik und Medien. Danach ist das poli-
tische System auf die Massenmedien angewiesen,
um das politische Publikum erreichen – also politi-
sche Kommunikation betreiben – zu können. Um-
gekehrt brauchen die Massenmedien aber auch In-
formationen aus der Politik, damit die einzelnen
Redaktionen im Wettbewerb um die Aufmerksam-
keit des Publikums bestehen können. Von Alemann
(1997: 491ff.) verwendet die Metapher vom Bio-
top, um die Beziehung von Politikern und Journalis-
ten zu beschreiben. Gemeint ist damit ein Tauschver-
hältnis, das zu reziproken Abhängigkeiten und
Verflechtungen der Akteure führt. Jarren und Rött-
ger (1999) beschreiben diese symbiotische Beziehung
genauer als Handlungssystem, das über regelmäßig
wiederkehrende Interaktionen trotz gegensätzlicher
Rollen und Interessen als spezifisches Beziehungs-
geflecht mit eigenständigen Regeln und Normen sta-
bilisiert wird. In diesem Kontext plädieren Jarren
und Donges (2002: 133ff.) dafür, diese Interdepen-
denz über Interpenetrationsmodelle im Anschluss an
Münch (1991: 257ff., 284ff.) zu beschreiben, also
als Überlappungen zwischen politischem System und
Massenmedien aufzufassen.
Der Hintergrund, vor dem die Frage nach der Art
des Verhältnisses von Politik und Medien erörtert
wird, sind letztlich konkurrierende (normative) Ide-
en politischer Rationalität. So wird eine zu starke
Ausrichtung der Politik an den Erfordernissen
massenmedialer Präsentation als Bedrohung der ei-
gentlichen politischen Entscheidungsmechanismen
wahrgenommen. Bedauert wird etwa der Verlust an
von der Beobachtung der Massenmedien abge-
schirmten Gelegenheiten der Zusammenkunft politi-
scher Akteure, weil diese einzigartige Möglichkeiten
für rationale Diskussion und Kompromissfindung
bieten (vgl. Eilfort 2003: 101).
Umgekehrt ist die Diagnose einer Instrumentalisie-
rung der Massenmedien durch die Politik vor allem
aus der Perspektive einer Politikauffassung bedroh-
lich, die in der Deliberation an der Peripherie des
politischen Systems die Voraussetzung für rationa-
les politisches Entscheiden sieht (vgl. Peters 1993:
344ff., Habermas 1992: 187ff., 435ff.). Entschei-
dungen sollten danach aus einem Diskussionspro-
zess der Bürger hervorgehen und dann nur noch
vom administrativen Zentrum des politischen Sys-
tems implementiert werden. Da unter massendemo-
kratischen Bedingungen die Unterstützung durch
die Massenmedien Voraussetzung für solch einen
gesamtgesellschaftlich verstandenen Diskussions-
prozess ist (vgl. Peters 1994), bedeutet deren Ge-
brauch als Steuerungsinstrument durch die Politik,
dass Hoffnungen auf gesellschaftlich vernünftige
politische Entscheidungen enttäuscht werden – man
hat es mit einer „vermachteten Öffentlichkeit“ zu
tun (Habermas 1992: 458).1
Unabhängig davon, welche Rationalitätsvorstel-
lung an Politik herangetragen und welches Modell
der Beziehung zwischen Politik und Medien vor-
gezogen wird, ergeben sich aus der Sicht vieler Au-
toren Veränderungen innerhalb des politischen
Systems, die auf die gestiegene Bedeutung der Mas-
senmedien für den politischen Prozess zurückzufüh-
ren sind. Zu deren Beschreibung wird bei leicht va-
riierender Terminologie zwischen einer Ebene des
Entscheidungshandelns und einer Ebene der Darstel-
lung und Vermittlung von Politik unterschieden (vgl.
Sarcinelli 1987: 61).2 Entscheidungshandeln meint
die Herstellung politischer Entscheidungen im Sinne
von Informationsverarbeitungs- und Verhandlungs-
prozessen. Die Darstellung von politischen Entschei-
dungen betrifft dagegen die Notwendigkeit der
Legitimation, verstanden als kommunikative Recht-
fertigung politischer Akteure, unter den Bedingun-
gen von Demokratie (vgl. Sarcinelli 1987: 10). Da-
bei wird der Darstellungsaspekt tendenziell mit der
Rolle des Mediensystems gleichgesetzt, so dass Sar-
cinelli an anderer Stelle (1994) zwischen politi-
schem Handeln und medialer Politikdarstellung un-
terscheidet. Daran schließt er die These an, dass
„[z]wischen der Herstellung von Politik im Ent-
scheidungsprozeß und der Politikdarstellung im
Vermittlungsprozeß […] eine immer größer wer-
dende Kluft […] [bestehe], die für das demokrati-
sche System eine Art Legitimationsfalle darstellt“
(Sarcinelli 1994: 36; Herv. i. O.). Diese Legitima-
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1 Habermas beschränkt seine Hoffnungen auf deliberative
Diskurse daher auch auf Ausnahmesituationen, die den
Routinemodus des politischen Systems, in dem Entschei-
dungen durch das Zentrum bestimmt sind, durchbrechen.
Er vermutet Gelegenheiten dafür, sobald gesellschaftliche
Problemlagen, die im politisch-administrativen System la-
tent gehalten werden, an der Peripherie ein Krisenbe-
wusstsein hervorrufen (Habermas 1992: 458f.).
2 Einige Autoren sprechen von unterschiedlichen Arenen,
so z.B. Kepplinger (1998) von der Arena der Problemlö-
sung und der Arena der Zustimmung zu den handelnden
Personen. Hintergrund ist aber stets die Differenz zwi-
schen Herstellung und Darstellung von Politik.
tionsfalle ergibt sich nach Sarcinellis Ansicht da-
raus, dass mit der Vermittlung von Politik über die
Massenmedien das Publikum die Darstellung von
Politik für das hält, was Politik tatsächlich aus-
macht, und nicht mehr wahrnimmt, dass der politi-
sche Prozess tatsächlich durch Vorgänge bestimmt
ist, die in der Medienberichterstattung nicht vor-
kommen, etwa Verhandlungsprozesse oder Aus-
schussarbeit im Parlament.
Das Verhältnis von Politikherstellung und Politikdar-
stellung wird hier offensichtlich aus einer Akteurs-
perspektive heraus bestimmt, die letztlich keine
Trennung von politischer Kommunikation einerseits
und Medienkommunikation andererseits mehr zu-
lässt. Ein auf die Systeme Politik und Medien bezo-
gener, je spezifisch codierter – akteursunabhängiger
– Kommunikationsbegriff wird nicht sichtbar, dafür
aber Abhängigkeits- und Diffusionsverhältnisse, die
zunächst einmal aus der Perspektive handelnder Ak-
teure plausibel erscheinen. Die Überlegungen zu Her-
stellung und Darstellung sowie die damit verbunde-
nen Beschreibungen mehr oder minder verzerrter
politischer Rationalität verwenden akteurs- und
handlungsorientierte Kategorien und knüpfen an
Themen an, die innerhalb der Politik diskutiert wer-
den, z.B. die Frage nach Möglichkeiten einer Profes-
sionalisierung politischer PR, verstanden als politi-
sche Kommunikation (vgl. Jarren 1994). Wegen
dieser Bezogenheit der politischen Kommunikations-
forschung auf Begriffe und Probleme der Politik liegt
es nahe zu vermuten, dass wir es hier mit system-
intern anschlussfähigen Beschreibungen, mit Selbst-
beschreibungen des Systems, zu tun haben.
Selbstbeschreibungen werden im System angefertigt
und dienen ihm dazu, sich seiner Einheit und Identi-
tät zu versichern. Sie schließen an gängige Beobach-
tungen im System an und arbeiten diese soweit aus,
dass Texte für orale oder schriftliche Kommunika-
tion entstehen, die im wiederholten Gebrauch gene-
ralisiert werden und sich mit Sinn anreichern (vgl.
Luhmann 2000a: 320). Mit wissenschaftlichen Mit-
teln können sie zu sogenannten Reflexionstheorien
von Funktionssystemen ausgebaut werden. Dabei
kommen in einem System stets eine ganze Reihe,
auch konkurrierender Selbstbeschreibungen vor.
Gemeinsam ist ihnen unter anderem, dass sie trotz
wissenschaftlichen Anspruchs auf Anwendbarkeit
und Anschlussfähigkeit im beschriebenen System
setzen und mit ihren Begriffen und impliziten nor-
mativen Orientierungen an die im System prakti-
zierte Semantik anknüpfen (vgl. Göbel 2000:
281ff.).3 Insofern können auch die Arbeiten zu Fra-
gen politischer Kommunikation als Selbstbeschrei-
bungen, und zwar des politischen Systems, verstan-
den werden.
Das zeigt sich auch in anderen Beiträgen (Jarren et
al. 1996; Jarren/Arlt 1997), die ebenfalls mit der
Unterscheidung von Herstellung und Darstellung
arbeiten, allerdings eher betonen, dass sich beide
Seiten im politischen Prozess nicht trennen lassen.
Vielmehr sollten Politikprozess und Politikvermitt-
lungsprozess im politischen System selbst als Ein-
heit und Politik damit als Kommunikationsprozess
begriffen werden (Jarren/Arlt 1997: 482). Die Devi-
se, dass politische Kommunikation nicht nur Mittel
der Politik, sondern selbst Politik ist, scheint denn
auch eine wesentliche Erkenntnis der Auseinander-
setzung mit dem Thema ,politische Kommunikation‘
zu sein (vgl. Jarrren/Donges 2002: 20ff.). Impliziert
ist aber auch hier gerade kein spezifisch politischer
Kommunikationsbegriff, sondern eher, dass es zur
Auflösung von Grenzen zwischen Politik und Me-
dien kommt, was zu neuartigen Abhängigkeiten und
Zwängen für die politischen Akteure führt.
Wiederum etwas anders wird die Unterscheidung
im Kontext der Forschung zum Regierungshandeln
benutzt (vgl. Korte/Hirscher 2000). Hier unter-
scheidet man in Anknüpfung an Sarcinelli zwischen
Darstellungspolitik und Entscheidungspolitik und
zieht diese Differenz zur Charakterisierung ver-
schiedener Regierungsstile heran. Ein stärkeres Ge-
wicht des Regierens auf Darstellungspolitik wird
dabei offenbar mit dem bevorzugten Austragen von
Konflikten in den Massenmedien und dem Zurück-
treten von Sachdebatten in Verbindung gebracht,
während Entscheidungspolitik eher auf einen mo-
derierenden Regierungsstil angewiesen ist, der poli-
tische Konfliktpartner in Verhandlungssysteme ein-
bindet, um Sachprobleme zu lösen (vgl. Glaab
2000). Auch hier findet sich wieder die für Selbst-
beschreibungen typische Anknüpfung an system-
eigene Themen und Probleme, denn letztlich leitet
die Frage nach der richtigen Mischung von Darstel-
lungspolitik und Entscheidungspolitik die betref-
fenden Beiträge. Tenor der Überlegungen ist aller-
dings, dass langfristig nur Entscheidungspolitik
eine Basis für erfolgreiches Regieren schaffen kann.
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3 Die bekannteste Diskussion zu politischen Selbstbeschrei-
bungen dürfte die Auseinandersetzung um den Staat als
Selbstbeschreibung des politischen Systems sein (Luhmann
2000a: 189ff., von Beyme 2002). Abgesehen von dem
Streit darum, was die dominierende Selbstbeschreibung
der Politik ist, geht es immer auch um Annahme oder Ab-
lehnung der Idee, dass ein System sich selbst beschreiben
könne. Denn diese Idee hat weitreichende Konsequenzen
für den Status der Theorie; vgl. Kieserling 2004: 46ff.
Damit zeigt sich durchgängig beim Gebrauch der
Unterscheidung zwischen Herstellung und Darstel-
lung eine Asymmetrie dieser Relation. Als das ei-
gentlich Politische wird die Herstellung von Politik
im Sinne des Herbeiführens kollektiv verbindlicher
Entscheidungen aufgefasst. Die Darstellung dieser
Politik für und in den Massenmedien erscheint da-
gegen lediglich als eine zusätzliche Notwendigkeit
unter den Bedingungen individualisierter Massen-
demokratie. Allerdings wird die Gefahr ihrer Ver-
selbständigung, ihrer Ablösung von der Realität des
politischen Entscheidens beschworen: Da Politik-
darstellung auf theatrale Inszenierung (vgl. Meyer
2003), auf symbolische Politik (vgl. Sarcinelli 1987)
setzt, kann sie sich dabei so weit von der eigentli-
chen politischen Realität entfernen, dass politisches
Handeln zu einem großen Teil nur noch vorge-
täuscht wird.4
Wie schon erläutert, haben derartige Thesen der
politischen Kommunikationsforschung den Cha-
rakter von Selbstbeschreibungen des politischen
Systems. Sie schließen an die systeminternen Se-
mantiken an und beschreiben Probleme und mögli-
che Lösungen aus der Perspektive der Akteure des
Systems. Dagegen kann aber, wie der Begriff der
Selbstbeschreibung impliziert, auch eine Fremd-
beschreibung des politischen Systems gestellt wer-
den, also eine Beschreibung, die sich von den im
System benutzten Begriffen und Unterscheidungen
distanziert und anders beobachtet. Die Verwendung
systemtheoretischer Konzepte ermöglicht es, gesell-
schaftliche Teilsysteme mit Hilfe von Unterschei-
dungen wie Operation/Beobachtung oder eben
Selbstbeschreibung/Fremdbeschreibung auf einem
Abstraktionsniveau zu beschreiben, das an der ver-
gleichenden Beobachtung verschiedener Systeme
geschult ist und deshalb im System selbst etablierte
Begriffe anders relationiert als dort üblich. Der Ef-
fekt einer solchen Fremdbeschreibung ist eine Dis-
tanzierung vom beobachteten System, die für dieses
überraschende, irritierende und für sein Operieren
gerade nicht anschlussfähige Aussagen erlaubt, weil
sie von bekannten Selbstbeschreibungen des Sys-
tems fundamental abweichen. So werden etwa die
Begriffe der ,politischen Handlung‘ oder des ,politi-
schen Akteurs‘ aus der Sicht einer systemtheoreti-
schen Fremdbeschreibung in einer systemintern
nicht anschlussfähigen Weise (als bloße Zurechnun-
gen) bestimmt. Für die wissenschaftliche Beobach-
tung sozialer Systeme ist jedoch gerade das ein in-
struktives Vorgehen, da es Aussagen erlaubt, die im
beschriebenen System gar nicht möglich wären, und
somit genuin neues und anderes Wissen verfügbar
macht, wie es der Funktion von Wissenschaft ent-
spricht.
Das soll im Folgenden für die im politischen System
und seinen Selbstbeschreibungen gängige Unter-
scheidung zwischen Herstellung und Darstellung
von Politik geleistet werden. Der Anspruch ist dabei
nicht, eine konsensfähige Beschreibung von Reali-
tät zu geben, die es unter den Bedingungen funktio-
nal differenzierter Gesellschaft und durchgängig
etablierter Beobachtung zweiter Ordnung gar nicht
geben kann. Aber es geht darum zu fragen, was
man anderes in den Blick bekommt, wenn man die
Unterscheidung zwischen Entscheidungskommuni-
kation und Darstellungskommunikation nicht als
Prämisse für die eigene Beobachtung nimmt, son-
dern vielmehr beobachtet, wie diese Differenz im
politischen System selbst verwendet wird. Eine
Konsequenz einer solchen Fremdbeschreibung ist
es, den aus der Akteursperspektive gewonnenen dif-
fusen Kommunikationsbegriff, der Überschneidun-
gen zwischen dem Funktionssystem der Politik und
dem Funktionssystem der Massenmedien sugge-
riert, durch einen Kommunikationsbegriff zu erset-
zen, der auf Systembildung fokussiert (2). Daran
anschließend kann der Zusammenhang zwischen
der Differenzierung des politischen Systems in Zen-
trum und Peripherie und der öffentlichen Meinung
in Bezug auf die Rolle herausgearbeitet werden, die
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4 Die Gefahr des Realitätsverlustes von Politik scheint
umso schwerwiegender zu sein, als das politische System
für sich selbst noch immer eine gesellschaftsweite Füh-
rungsrolle in Anspruch nimmt. Politik ist nicht nur poten-
tiell für jedes Problem zuständig (vgl. Jarren 1994: 653ff.),
sondern ihr wird auch weiterhin die Funktion gesellschaft-
licher Integration zugebilligt und zugemutet. Demokratie,
normativ verstanden als Volksherrschaft, suggeriert, dass
Politik der Ort sein sollte, an dem vom Volk gewählte Re-
präsentanten zusammentreten, um gesellschaftliche Pro-
bleme mit letztlich integrationsgefährdendem Potential –
sei es Arbeitslosigkeit oder neu aufkommende kulturelle
und religiöse Konfliktlinien – zu bearbeiten und Lösungen
für sie zu finden. Vor diesem Hintergrund muss die kon-
statierte zunehmende Aufmerksamkeit von Politikern für
Fragen der medialen Präsentation und Präsenz nicht nur
als Bedrohung des eigentlich Politischen, sondern auch der
gesamtgesellschaftlichen Problemlösungsfähigkeit erschei-
nen. Der gesellschaftliche Primat des Politischen ist in je-
der Selbstbeschreibung des politischen Systems impliziert,
in der Politik als Staat, als Demokratie und als Wohl-
fahrtsstaat gefasst wird. Insofern ist der Politikprimat
nichts für die hier thematisierte Selbstbeschreibungsformel
von Herstellung und Darstellung Spezifisches, und wir
werden dieses Charakteristikum politischer Selbst-
beschreibung deshalb nicht weiter verfolgen. Gleichwohl
bleibt festzuhalten, dass die Darstellungskapazitäten der
Massenmedien der gesellschaftlichen Hypostasierung von
Politik ein besonderes Gewicht verleihen.
die Unterscheidung von Herstellung und Darstellung
dabei für die Selbstbeobachtung politischer Kom-
munikation spielt (3). Die Selbstbeschreibung des
politischen Systems fasst diesen Kontext dagegen ty-
pischerweise über die Selbstbeschreibungsformel
Herstellung/Darstellung anders. Als Selbstbeschrei-
bung wird die Unterscheidung asymmetrisch ge-
braucht und verweist so auf die Abhängigkeit der
Politik von der öffentlichen Meinung, um gleichzei-
tig diese gegenüber dem ,eigentlichen‘ politischen
Entscheiden abzuwerten. Diese Hypostasierung der
eigenen Systemfunktion und weitere Charakteristi-
ka lassen sich als typische Elemente von Selbst-
beschreibungen identifizieren (4). Auf einige Folgen
der Differenz zwischen Operativität der politischen
Kommunikation und ihrer Selbstbeschreibung über
eine Unterscheidung von Herstellung und Darstel-
lung soll schließlich am Beispiel der öffentlichen
Diskussion über die politischen Motive für den
Irak-Krieg 2003 hingewiesen werden (5).
2. Politische Kommunikation und
massenmediale Kommunikation
Die politische Kommunikationsforschung verwen-
det einen Kommunikationsbegriff, der auf ,Vermitt-
lung‘ dessen setzt, was zuvor in der Politik entschie-
den worden ist.5 Die damit gesetzte Unterscheidung
zwischen Herstellung und Darstellung/Inszenie-
rung/Vermittlung von Politik bezieht sich auf (insti-
tutionelle) Akteure, die Entscheidungen generieren
und über diese andererseits – mit Hilfe anderer Ak-
teure – öffentlich informieren. Diese begriffliche
Anordnung lässt sich mit Hilfe eines systemtheo-
retischen Kommunikationsbegriffs unterlaufen
(Luhmann 2002: 288f.), dem zufolge jede Kom-
munikation eine selbstbeobachtende Operation ist.
Kommunikation heißt, dass etwas – eine Informa-
tion – mitgeteilt und genau dieser Unterschied zwi-
schen Information und Mitteilung verstanden
wird.6 Dieses Verstehen macht Kommunikation im
Gegensatz zu bloßem Verhalten aus. Kommunika-
tion ist darauf angewiesen, zwischen Information
und Mitteilung zu unterscheiden, indem entweder
an den Aspekt der Information oder den der Mittei-
lung angeknüpft und somit eine Anschlusskom-
munikation ermöglicht wird. Dieses Unterscheiden
von zwei Seiten – Information und Mitteilung –,
das mit dem Anknüpfen und daher in einem ab-
strakten Sinne Bezeichnen einer der beiden Seiten
der Unterscheidung einhergeht, kann man mit dem
Begriff der Beobachtung belegen (Luhmann 1990a:
68ff.). Beobachtung wird also ganz ohne Zurech-
nung auf eine beobachtende Entität – etwa einen
Akteur – verstanden eben als Vollzug einer Unter-
scheidung und Bezeichnung einer ihrer beiden Sei-
ten. Ein solcher Beobachtungsbegriff vorausgesetzt
ist Kommunikation immer eine selbstbeobachtende
Operation und damit die Einheit der Differenz von
Operation und Beobachtung: Kommunikation ist
eine Operation, weil sie vollzogen werden, d. h.
stattfinden muss. Aber sie ist immer auch schon Be-
obachtung, weil sie als Kommunikation nur vor-
kommen kann, wenn die Unterscheidung zwischen
Information und Mitteilung getroffen und an eine
der beiden Seiten angeknüpft, insgesamt also beob-
achtet wird.7
Kommunikation als selbstbeobachtende Operation
wird nicht durch Akteure konstituiert und fort-
gesetzt, sondern durch die fortlaufende Verknüp-
fung mit weiteren Kommunikationen. Erst durch
eine anschließende Operation kann die vorher-
gehende als Differenz von Information und Mit-
teilung beobachtet werden, und da dies für jede
Kommunikation gilt, kann Kommunikation nur
vorkommen, wenn sie mit Systembildung einher-
geht, also dem rekursiven Anschluss von Kommuni-
kation an Kommunikation, dabei eine Grenze zwi-
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5 „Das ausdifferenzierte Institutionensystem der repräsenta-
tiven Demokratie trennt die Kontexte offener gesellschaftli-
cher Kommunikation von den Kontexten verbindlicher kol-
lektiver Entscheidung“ (van den Daele/Neidhardt 1996:
30). Das darin implizierte Differenzierungsargument wird
von uns nicht bestritten (s. weiter unten), wohl aber die Un-
terstellung, bei Kommunikation gehe es um die Beobach-
tung und öffentliche Verarbeitung von Entscheidungen, so
als wären diese keine Kommunikation.
6 Die politische Kommunikationsforschung hat ihre Un-
terscheidung von Herstellung und Darstellung u.a. im An-
schluss an frühere Arbeiten Luhmanns (Luhmann 1969)
begründet (vgl. Sarcinelli 1989: 298). Dies ist keineswegs
zufällig, denn Luhmann beschreibt in diesen Arbeiten die
Unterscheidung von Herstellung und Darstellung noch
primär aus der Perspektive der Rollenentlastung zwischen
Verwaltung und Politik (Luhmann 1969: 91f., Luhmann
1971) oder aus der Perspektive der Einheit der Differenz
im politischen Verfahren (Luhmann 1969: 223ff.). Dies
kommt den Prämissen der politischen Kommunikations-
forschung entgegen, nicht aber der in den späteren Arbei-
ten Luhmanns durchgesetzten Konzentration auf Kom-
munikation einerseits und auf Rollen und Verfahren
übergreifende Systemdifferenzierung andererseits. Daraus
ergibt sich allerdings die Notwendigkeit einer komplexe-
ren Deutung der hier thematischen Unterscheidung, zu der
der Artikel einen Beitrag leisten will.
7 „Ohne diese eingebaute Selbstbeobachtung würde Kom-
munikation überhaupt nicht laufen“ (Luhmann 2002:
300).
schen diesem Kommunikationszusammenhang und
einer darauf bezogenen Umwelt erzeugend. Mit der
Beobachtung der Differenz von Information und
Mitteilung knüpft eine kommunikative Operation
dabei entweder an den Informations- oder den Mit-
teilungsaspekt an. Ein Anknüpfen an den Aspekt
der Information bedeutet, dass eine Kommunika-
tion auf Erleben zurechnet, d.h. irgendein Ereignis
in der Umwelt des Kommunikationssystems als
Grund für die Kommunikation betrachtet wird.
Dagegen impliziert das Anknüpfen an den Aspekt
der Mitteilung, dass die Kommunikation auf Han-
deln zugerechnet, also der Auslöser im System
selbst gesehen wird (vgl. Schneider 1994).
Von diesem Begriff von Kommunikation aus-
gehend, geht es bei der Frage nach dem Verhältnis
von Politik und Massenmedien dann um die Aus-
differenzierung von Kommunikationssystemen, die
je verschieden handeln und erleben, und nicht um
die Differenzierung von Akteuren, von denen die
einen (handelnd) entscheiden und die anderen (er-
lebend) darüber informieren. Letzteres kann über-
haupt erst so gesehen oder beschrieben werden,
nachdem kommunikative Systemdifferenzierung
mit je spezifischen Operationen und darauf bezo-
genen Beobachtungen stattgefunden hat.8 Erst
dann greifen Beschreibungen, die Akteure in den
Vordergrund schieben (vgl. etwa Jarren/Donges
2002), von denen die einen Entscheidungen her-
stellen und die anderen diese Entscheidungen dar-
stellen.9
Geht man von Kommunikation als dem Grund-
begriff für eine Beschreibung des Feldes der poli-
tischen Kommunikationsforschung aus, ist also
zunächst festzuhalten, dass es keine sozialen Opera-
tionen gibt, die nicht Kommunikation sind, und das
gilt auch für politisches Entscheiden. Es gibt nur
unterschiedliche Formen der Kommunikation – et-
wa die von und über Entscheidungen, aber immer
als (politische oder massenmediale) Einheit von
Mitteilung und Information. Mit dieser Theorieent-
scheidung geht zunächst die Trennung und Asym-
metrisierung (nicht die Unterscheidung!) zwischen
der Herstellung einer Entscheidung und deren Dar-
stellung, zwischen Handeln und Erleben verloren.
Jede Kommunikation als Einheit von Mitteilung,
Information und Verstehen ist immer auch Einheit
von Handeln und Erleben. Jede Kommunikation ist
Herstellung in dem Sinne, dass sie handelnd mit-
geteilt werden muss. Gleichzeitig ist sie Darstel-
lung, weil sie durch ihre Information auf etwas au-
ßerhalb ihrer selbst verweist, eben etwas darstellt.10
Kommunikation allgemein – keineswegs nur politi-
sche Kommunikation – muss aus dieser Sicht zu-
nächst als Einheit von Herstellung und Darstellung
verstanden werden. Im Gegensatz dazu reserviert
die politische Kommunikationsforschung den Be-
griff der Kommunikation von vornherein für den
Darstellungsaspekt und kommt auf diese Weise da-
zu, Herstellung im Sinne von Handeln für die ei-
gentliche Politik zu halten und ihre Darstellung für
etwas davon Verschiedenes. Optiert man dagegen
für einen systemtheoretischen Kommunikations-
begriff, ist politisches Handeln ebenso Kommuni-
kation wie ein Bericht darüber, und die Differenz
von Herstellung und Darstellung wird daher in je-
der Kommunikation prozessiert.
Was folgt aus alldem für das hier verfolgte Argu-
mentationsziel? Zunächst ist offensichtlich, dass
der Zentralunterscheidung der politischen Kom-
munikationsforschung (Herstellen/Darstellen) nicht
der Status einer die Realität abbildenden Begriff-
lichkeit zukommt. Zuallererst handelt es sich um
eine Unterscheidung, die als faktisch wirksame Dif-
ferenz immer schon in das faktisch wirksame Ope-
rieren jeder Kommunikation eingebaut ist. Es han-
delt sich demzufolge nicht um eine ontologisch
,korrekte‘, sondern um eine operativ wirksame Dif-
ferenz (so schon Kieserling 1995). Im Zuge sich
durchsetzender funktionaler Differenzierung hat
die Evolution von Kommunikation allerdings zu ei-
ner komplementären Ausdifferenzierung von einer-
seits politischer Kommunikation, die auf die Beset-
zung politischer Ämter und kollektiv bindendes
Entscheiden spezialisiert ist, und andererseits von
massenmedialer Kommunikation, die auf die Beob-
achtung u.a. dieser spezifisch politischen Kom-
munikation spezialisiert ist, geführt. Obwohl jede
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8 Es geht nicht lediglich um Rollendifferenzierung, son-
dern – soweit Kommunikation involviert ist – um System-
differenzierung.
9 Die hier zu Grunde gelegte Unterscheidung vom Hori-
zont der Operationen des Systems einerseits und dessen
handlungsorientiertem Akteurshorizont andererseits, wird
bei Nassehi (2004: 106ff.) in ähnlicher Weise mittels der
Unterscheidung von kommunikativer Operation einerseits
und handlungsorientierter Selbstbeobachtung des Systems
andererseits verwendet. In beiden Fällen geht es auch um
die operative Schließung des Systems trotz (oder wegen!)
sich überschneidender Akteurs- bzw. Handlungskontexte.
10 Wegen der Ähnlichkeit der Begriffe ,Mitteilung‘ einer-
seits und ,Vermittlung‘ andererseits sei hier betont, dass
der Vermittlungs-, also der Darstellungsaspekt von Kom-
munikation auf deren Informationsseite und gerade nicht
auf der Mitteilungsseite zu verorten ist. Vermittlung meint
das Informieren über etwas, das erlebt wird, und eben
nicht Handeln, also nicht Mitteilung im systemtheoreti-
schen Sinn.
Kommunikation die Einheit von Mitteilung und In-
formation bzw. von Handeln und Erleben ist, kön-
nen sich spezialisierte Kommunikationssysteme he-
rausbilden, in denen bevorzugt auf den einen oder
den anderen Aspekt zugerechnet wird.
Aus dieser Sicht wird unter Bedingungen funktiona-
ler Differenzierung gewöhnlich die Evolution von
Politik und Wissenschaft (und weiterer Funktions-
systeme) als Evolution von Kommunikation unter
Bezug auf die Unterscheidung von Erleben und
Handeln abgeleitet (Luhmann 1997: 332f.). Wäh-
rend also die Evolution von Politik auf die Mittei-
lungskomponente (qua Handeln) bezogen wird, er-
scheinen die Massenmedien, wie die Wissenschaft,
als evolutionäre Ausdifferenzierung des Informa-
tionsaspektes von Kommunikation. Im Fall der Mas-
senmedien handelt es sich dabei aber um Evolution
der Informationskomponente nicht im Bezug auf
Wahrheit (Wissenschaft), sondern im Bezug auf (öf-
fentliche) Aufmerksamkeit, also selektiv, etwa ein-
geschränkt durch Rücksicht auf Nachrichtenwerte
(Ruhrmann 1994). Die Massenmedien interessieren
sich primär für die Aktualität von (überraschenden)
Ereignissen und bringen dies in der Orientierung ih-
rer Operationen am Code Information/Nicht-Infor-
mation zum Ausdruck (Luhmann 1996). Politische
Ereignisse sind dabei ein wichtiger, wenn nicht der
dominante Bestandteil massenmedialer Bericht-
erstattung.11
Politische Kommunikation ist demgegenüber die
Elementareinheit eines Systems, das sich auf Macht
stützt, sich mit Hilfe eines binären Codes selbst
steuert und auf die Funktion spezialisiert ist, Kapa-
zität für kollektiv bindendes Entscheiden bereit zu
halten (Luhmann 2000a: 69ff.). Anders gesagt: Po-
litische Kommunikation ist die selbstbeobachtende
Operation, mit Hilfe derer ein politisches System
sich aus einer Umwelt ausdifferenziert. Auf der
Ebene gesellschaftlicher Differenzierung ist Selbst-
beobachtung dabei an der Unterscheidung von
Regierung und Opposition orientiert und führt da-
durch zur operativen Schließung gegen die innerge-
sellschaftliche Umwelt, in der die Selbstbeobach-
tung der Kommunikation anhand einer anderen
Leitunterscheidung als Regierung/Opposition er-
folgt. Wie jede Kommunikation ist politische Kom-
munikation für sich selbst durch die eigentümliche
Einheit der Differenz von Herstellen und Darstellen
im laufenden Operieren und (Selbst-)Beobachten
der politischen Kommunikation geprägt. Darstel-
lung, Inszenierung, Vermittlung ist damit nichts,
was von Außen hinzu käme, nichts der politischen
Kommunikation Äußerliches.12
Dementsprechend ist es also keineswegs so, dass die
Kommunikation im politischen System nur noch
mit der Herstellung von Kommunikation als po-
litischer Entscheidung und die massenmediale
Kommunikation nur noch mit Darstellung beschäf-
tigt wäre (vgl. etwa Wimmer 1996: 482ff., 2000:
459ff.). Beide Systeme folgen selbstverständlich
dem Zwang, über das Prozessieren der Differenz
von Mitteilung und Information bzw. Handeln und
Erleben die eigenen Operationen zu verknüpfen
und gegenüber ihrer je eigenen Umwelt zu schlie-
ßen. Die Ausdifferenzierung der Massenmedien
nimmt also nicht etwa den Darstellungsanteil der
politischen Kommunikation aus dieser heraus, son-
dern realisiert einen Typus von Fremdbeobachtung
des politischen Systems, an dessen öffentliche Form
die Selbstbeobachtung des politischen Systems an-
knüpfen kann. Über diese Verknüpfung kann das
System sich gegen seine Umwelt schließen unter
Einschluss von politisch relevanten Themen, die
sich auf eben diese Umwelt beziehen (Fremdrefe-
renz). So mögen sich die Massenmedien durch den
Neuigkeitswert eines politischen Ereignisses für
dessen Publikation motivieren lassen. Politische
Kommunikation knüpft daran an unter dem ganz
anders gearteten Bezugspunkt etwa der Unterstüt-
zung von politischen Optionen, die sie an massen-
medialen Publikationen ablesen kann.
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11 Es sei an dieser Stelle vorbeugend angemerkt, dass die
Ausdifferenzierung des Systems der Massenmedien natür-
lich nicht nur an der Ausdifferenzierung politischer Kom-
munikation festgemacht werden kann, eher ist es so, dass
eine zunächst unspezifische (,gesellige‘) Öffentlichkeit sich
allmählich in funktionsspezifische (neben politische also
wissenschaftliche, erzieherische, kunstbezogene usw.) Teil-
öffentlichkeiten differenziert – aber unter dem Primat ei-
ner wesentlich politisch verstandenen ,öffentlichen Mei-
nung‘ (vgl. bereits klassisch: Habermas 1990: 69ff.). Das
in diesem Kontext versteckte Problem des politischen Ver-
ständnisses funktional differenzierter Kommunikation der
Gesellschaft diskutiert Nassehi (2002). Dem Ordnungs-
prinzip funktionaler Differenzierung zufolge müsste man
sagen, dass die Massenmedien die Selbstbeobachtungs-
komponente der Funktionssysteme gleichsam externalisie-
ren. Sie werden zur Zentrale für die Außenbeobachtung
dieser Systeme. Aus der Sicht dieser Systeme selbst handelt
es sich um die Ausdifferenzierung ihrer (eigenen) Beobach-
tungs-, ihrer Inszenierungskapazität, was dann besonders
für das politische System der Gesellschaft gravierende
Konsequenzen hat. Dies alles heißt jedoch nicht, dass die
Politik ihre eigene Darstellungskapazität einfach an die
Medien abgibt: Das politische System erreicht operative
Schließung durch eigenen Zugriff auf öffentliche Meinung
(s. Abschnitt 3). 12 In der Politik heißt es neuerdings: ,Rüberbringen‘.
Eine solche Betrachtung bestimmt dann die Diffe-
renz von Herstellung und Darstellung von Politik
als evolutionäres Resultat ausdifferenzierter Spezi-
alkommunikationen – ohne dass deshalb die Ein-
heit von Information und Mitteilung der (politi-
schen) Kommunikation aufgegeben werden müsste.
Die politische Kommunikationsforschung verkürzt
diese Zusammenhänge, wenn sie, an der über Ak-
teursdifferenzen eingeführten Unterscheidung von
Politik und Massenmedien orientiert, den Aspekt
der Darstellung den Massenmedien zuordnet und
die Zwänge zur professionalisierten Darstellung,
denen sich die Politik ausgesetzt sieht, allein auf
den zunehmenden Druck der Massenmedien zu-
rückführt. Sie führt damit in ihrem auf Politik bezo-
genen Gebrauch der Unterscheidung Herstellung/
Darstellung stets eine Asymmetrie im Hinblick auf
den Realitätsindex der betreffenden Operationen
mit und charakterisiert die Seite der Herstellung als
eine (Entscheidungen herstellende) Realität sui ge-
neris und die Seite der Darstellung als eine bloße in-
formierende Beobachtung davon. Damit aber
knüpft sie an die Binnensicht der Politik, an deren
Selbstbeschreibung an, die solche Asymmetrien
nach systeminternen Plausibilitätskriterien plat-
ziert. Was diese Selbstbeschreibung übersieht, ist
der Umstand, dass jede einzelne politische Kom-
munikation (mehr oder weniger) an der Selbstbeob-
achtung von Politik teilhat, nur dass genau diese
Selbstbeobachtung der Politik seit dem 18. Jahr-
hundert durch ein ausdifferenziertes System der
Massenkommunikation gestützt und – durch dis-
tanzüberbrückende Kommunikation – überhaupt
erst ermöglicht wird. Keineswegs jedoch wird diese
Selbstbeobachtung der Politik durch die Massenme-
dien produziert.
3. Zentrum/Peripherie-Differenzierung und
öffentliche Meinung
Die strukturellen Konsequenzen der hier nur ange-
deuteten Ausdifferenzierungsprozesse liegen we-
sentlich in der politikinternen Differenzierung von
Zentrum und Peripherie und einem politikbezoge-
nen Medium der öffentlichen Meinung. Als ausdif-
ferenziertes, operativ geschlossenes System ist Poli-
tik darauf angewiesen, einerseits genügend interne
Komplexität aufzubauen, um sich gegenüber einer
komplexen Umwelt behaupten zu können, anderer-
seits diese Komplexität soweit zu reduzieren, dass
die Funktion, kollektiv bindendes Entscheiden zu
ermöglichen, erfüllt wird. Die Differenzierung von
Zentrum und Peripherie ermöglicht das, indem an
der Peripherie, zu der insbesondere Kommunikatio-
nen der Parteien, Interessengruppen, Bürgerinitiati-
ven und sozialen Bewegungen gehören, eine sehr
hohe Komplexität im Sinne einer Vielfalt wider-
sprüchlicher und unvereinbarer Vorschläge für The-
men und Problemlösungen herrscht. Diese werden
im Zentrum (Parlament, Ministerialbürokratie, Re-
gierung) zu wenigen Entscheidungsalternativen ver-
dichtet, in ihrer Komplexität also soweit reduziert,
dass schließlich kollektiv bindendes Entscheiden
möglich ist. Das heißt, während die eigentliche Her-
stellung kollektiv verbindlicher Entscheidungen im
Zentrum des politischen Systems konzentriert ist,
finden an der Peripherie Prozesse des Austestens
von Unterstützung für noch unverbindliche The-
men und Beiträge statt, indem politische Beobach-
tungen beobachtet und im Hinblick darauf insze-
niert, also dargestellt werden.13 Das Medium, in
dem dieses Zusammenspiel von Herstellung und
Darstellung sich vollzieht, ist die von den Massen-
medien repräsentierte öffentliche Meinung (Mar-
cinkowski 2002).14
Die Sonderrolle der Massenmedien bzw. der durch
sie repräsentierten öffentlichen Meinung ergibt sich
aus den Erfordernissen einer operativen Schließung
des Funktionssystems der Politik. Die Politik ist ein
System, das sich als Folge der eigenen Evolution auf
Handeln im Gegensatz zu Erleben spezialisiert hat,
also im System beobachtete Effekte oder Probleme
dem System selbst und seinen Entscheidungen, statt
auf unbeeinflussbare Vorgänge in der Umwelt zu-
rechnet. Wegen des damit implizierten Fokus auf
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13 Vergleiche die empirische Studie von Gerhards (1997)
sowie die theoretische Interpretation der Zentrum/Peri-
pherie-Differenz bei Hellmann (2003). Eine Differenzie-
rung in Zentrum und Peripherie mit ganz ähnlichen Effek-
ten findet man im Rechtssystem (vgl. Luhmann 1993:
321ff.), wo ebenfalls nur im Zentrum – den Gerichten –
entschieden wird, während an der Peripherie (private Ver-
tragsabschlüsse und Gesetzgebung) eine Vielfalt wider-
sprüchlicher Interessen vorkommt, ohne dass sie nach
rechtmäßigen und unrechtmäßigen unterschieden würden.
Im Gegensatz zum politischen System besteht allerdings
im Zentrum des Rechtssystems der Zwang, alle zur Ent-
scheidung vorgelegten Fragen auch tatsächlich zu ent-
scheiden.
14 Diese verstehen wir grundsätzlich als Ko-Produkt von
Politik und Medien – auf das aber jedes System in je spezi-
fischer Weise zugreift (,strukturelle Kopplung‘). Mit ,Re-
präsentation‘ meinen wir in diesem Zusammenhang, dass
die Massenmedien die öffentliche Meinung nicht herstel-
len können, denn diese muss ja ein Publikum unterstellen,
das liest, fernsieht oder Radio hört. Die Meinungen dieses
Publikums sind im Einzelnen (Bewusstsein) unbekannt
und werden deshalb durch massenmediale Kommunika-
tion (inklusive Meinungsforschung) ,nur‘ repräsentiert.
die (machtbasierte, auf Durchsetzungshandeln ori-
entierte) Selbstreferenz des Systems ist die Kon-
struktion von Fremdreferenz im System, also das Re-
ferieren auf Umwelt, das die Tautologie des reinen
Selbstbezuges unterbricht, ein besonderes Problem.
Dieses Referieren auf Umwelt wird im politischen
System über die öffentliche Meinung ermöglicht
(vgl. Luhmann 1990b: 182). Auf der Ebene der Be-
obachtung erster Ordnung bleibt der Unterschied
zwischen Umweltkontakt und nur intern konstru-
ierter und anschlussfähiger Fremdreferenz aller-
dings latent; das System beobachtet einfach und
rechnet dabei identifizierte Objekte oder Ereignisse
auf die Umwelt des Systems zu (vgl. Luhmann
1997: 93, Luhmann 1991: 241). So würde auch die
öffentliche Meinung als Faktum der Umwelt des
politischen Systems erscheinen, das die politikinter-
ne Kommunikation beachten oder ignorieren kann.
Doch die Beobachtungsverhältnisse der modernen,
funktional differenzierten Gesellschaft sind längst
auf routinemäßige Beobachtung zweiter Ordnung
umgestellt.15 Ist Beobachtung zweiter Ordnung
aber einmal im System etabliert, kann beobachtet
werden, mit Hilfe welcher Unterscheidungen das
System beobachtet, etwa mit der Unterscheidung
von Selbst- und Fremdreferenz. Beobachtbar wird
folglich auch, dass die öffentliche Meinung keines-
wegs das Faktum der Systemumwelt verkörpert,
sondern im System nur insoweit relevant ist und als
öffentliche Meinung beobachtet wird, wie system-
interne Beobachtungen daran anschließen. Diese
Relevanz ist aufgrund des Codes des politischen
Systems für Regierung und Opposition typischer-
weise verschieden. Über die Beobachtung der öf-
fentlichen Meinung werden im System dann zwar
Beschränkungen der eigenen Handlungsmöglich-
keiten konstruiert.16 Aber die öffentliche Meinung
repräsentiert nicht einfach die Umwelt des Systems,
sondern die fremdreferentiell zugerechneten Reak-
tionen auf politische Entscheidungen und Entschei-
dungsvorschläge. Damit aber ist die öffentliche
Meinung für das politische System ein Spiegel (vgl.
Luhmann 1990b: 180f.), in dem es sich gerade we-
gen dessen fremdreferentieller Konstruktion vor al-
lem auch selbst beobachten – und das heißt: unter-
scheiden – kann. Was immer die Massenmedien an
aufregend neuen Umweltinformationen in die öf-
fentliche Meinung hineinpublizieren, für die Politik
spiegelt sich darin maßgeblich die eigene Durchset-
zungsfähigkeit, die eigene Thematisierungschance
und die eigene Unterstützung. Politische Beobach-
tungen werden in diesem Spiegel der öffentlichen
Meinung politisch beobachtet und zwar im Hin-
blick darauf, mit welchen Unterscheidungen sie be-
obachten, welche Schemata der öffentlichen Mei-
nung sie heranziehen und welche Beobachtungen
daraufhin anschließen. Gleichzeitig muss jede Be-
obachtung damit rechnen, wiederum über die öf-
fentliche Meinung der Beobachtung ausgesetzt zu
sein, und kann sich darauf einstellen.
Eben diesen Aspekt der Selbstbeobachtung von Po-
litik über öffentliche Meinung fokussieren Aktivitä-
ten, die in der Selbstbeschreibung des Systems als
Darstellung von Politik, als Politikvermittlung fir-
mieren. Die Vorstellung, die öffentliche Meinung
sei über Public Relations u.Ä. beeinflussbar oder
manipulierbar, kann sich überhaupt erst ergeben,
wenn sie von der Politik als ein Medium betrachtet
wird, in dem die (potentiellen) Folgen beabsichtig-
ter oder tatsächlich getroffener Entscheidungen
sichtbar werden und in dem es sich deshalb lohnt,
Kommunikationen im Hinblick auf genau diesen
Effekt auszuwählen. Würde die öffentliche Mei-
nung einfach als Faktum in der Umwelt des politi-
schen Systems gesehen, also über Beobachtungen
erster Ordnung, könnte nicht einmal die Idee ihrer
Beeinflussung aufkommen – sei es durch Public Re-
lations oder in früheren Jahrhunderten noch weni-
ger professionell etwa durch Pamphlete. Der Ver-
such des Einwirkens auf die öffentliche Meinung
impliziert, dass Politik auf der Ebene der Beobach-
tung zweiter Ordnung operiert, also die Effekte der
eigenen Kommunikation (z.B. über die Notwendig-
keit tiefgreifender Sozialreformen) in der öffent-
lichen Meinung beobachtet, um wiederum darauf
zu reagieren und Vorschläge etwa abzuschwächen
oder klarer zu erläutern, sofern das die öffentliche
Meinung nahe zu legen scheint – sie ist eben der
Spiegel, in dem sich die Politik selbst beobachten
und daraus Konsequenzen für weitere Operationen
ziehen kann. Darüber hinaus führt die Etablierung
von Beobachtung zweiter Ordnung dazu, dass jede
Beobachtung auf ihre Kontingenz hin beobachtbar
wird und unter Motivverdacht gestellt werden
kann. So kommt es zur Dauerkritik z.B. an Re-
formprojekten, wobei jede Position von einer ande-
ren Position als Vertretung des Partikularinteresses
bestimmter Gruppen zugerechnet werden kann,
von den Gewerkschaften bis zu den Ärzteverbän-
den. Das macht das Einkalkulieren eben solcher Be-
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15 Entscheidend dafür ist insbesondere die Etablierung
funktionssystemspezifischer binärer Codes, die eine Beob-
achtung zweiter Ordnung der Systemoperationen voraus-
setzen und dirigieren; vgl. Luhmann 1990a: 195.
16 So bietet die öffentliche Meinung in Form von Schema-
ta Anhaltspunkte dafür, welche politischen Kommunika-
tionen im System anschlussfähig sind; vgl. Luhmann
2000a: 298ff.
obachtungsmöglichkeiten in die Selektion einer Be-
obachtung umso dringender und Public Relations
so schwierig. Da über die öffentliche Meinung die
Fremdreferenz des politischen Systems prozessiert
wird, muss die Inszenierung politischer Kommuni-
kation für die öffentliche Meinung auch die Refe-
renz auf Umwelt vollziehen: Inszenierung funktio-
niert nur als Fremdreferenz, also wenn auf Erleben
zugerechnet wird. Und zwar von beiden Seiten: Po-
litik und Publikum. Abweichungen davon, die aller-
dings kaum noch als Ausnahmen geführt werden,
fallen in die Rubriken ,Motivverdacht‘ oder ,Mani-
pulation‘. Im Gegensatz zum politischen Entschei-
den selbst darf dessen Darstellung oder Beobach-
tung gerade nicht hergestellt erscheinen, sondern
als ,authentische‘ Vermittlung von Fakten, die
durch die Darstellung nicht verändert werden. Nur
über dieses Anschließen an die Fremdreferenz der
öffentlichen Meinung kann die Darstellung von Po-
litik dort Effekte entfalten, auch wenn der fremdre-
ferentielle Charakter der Darstellung von einer Be-
obachtung zweiter Ordnung immer wieder in Frage
gestellt werden kann.
Die Behauptung, dass das politische System seine
Fremdreferenz über die öffentliche Meinung kon-
struiert und daraus Beschränkungen für das interne
Operieren ableitet, scheint auf den ersten Blick nur
eine Reformulierung der zu Beginn dargestellten Re-
sultate der politischen Kommunikationsforschung zu
sein. Diese identifizieren ja ebenfalls – zumindest un-
ter den Bedingungen eines ausdifferenzierten Sys-
tems der Massenmedien – die Öffentlichkeit bzw.
öffentliche Meinung als relevante Beschränkung für
politisches Handeln und bringen die gesteigerte Be-
deutung von Bemühungen der Politikvermittlung
damit in Zusammenhang. Tatsächlich ist die hier
vertretene These jedoch ganz anders gelagert: Öf-
fentliche Meinung ist nicht einfach der Anlass für
politische Akteure, in wachsendem Maße auf Pu-
blic Relations und Inszenierung zu setzen. Unter
Verwendung von ,Kommunikation‘ statt ,Akteur‘
als Grundbegriff kommt man vielmehr zu dem
Schluss, dass die Beobachtung der öffentlichen Mei-
nung notwendige Bedingung der Ausdifferenzie-
rung eines politischen Systems überhaupt ist – wie
sonst sollte es auf seine Umwelt zugreifen? – und
dass dieses System routinemäßig auf der Ebene der
Beobachtung zweiter Ordnung operiert – wie sonst
sollte es beobachten können, wie andere Beobach-
ter beobachten?
Aus diesen Überlegungen ergibt sich wiederum,
dass man zwischen den Beobachtungen im Medium
der öffentlichen Meinung und der Kommunikation
politischer Entscheidungen kein Realitätsgefälle
ausmachen kann. Alle Kommunikationen und Be-
obachtungen haben ihren Realitätsbezug in ihrem
faktischen Operieren, aber nicht in dem, worauf sie
referieren, da es sich dabei ohnehin immer um eine
Konstruktion des Systems handelt. Insofern ist die
Inszenierung politischer Kommunikation eine eben-
so politische Operation wie ein Parlamentsbeschluss
zur Bundeswehrreform. Erstere reagiert dabei zwar
insbesondere auf die strukturelle Kopplung mit den
Massenmedien, also die öffentliche Meinung, aber
das Konzept der strukturellen Kopplung impliziert
eben auch, dass das nicht etwa mit einer Ver-
mischung der Systemreferenzen von Politik und
Medien einher geht, sondern politische Kommuni-
kation immer nur im rekursiven Netzwerk der an-
deren Operationen des politischen Systems an-
schließt.17
Gegen die mit dem Ansatz der politischen Kom-
munikationsforschung verbundene Annahme eines
asymmetrischen Verhältnisses von Herstellung und
Darstellung politischer Entscheidungen stellen wir
demnach eine Symmetriethese: Der Herstellungs-
und der Darstellungsaspekt von Politik sind als
operative Differenz in der politischen Kommunika-
tion wirksam. Durch die Beobachtung der öffent-
lichen Meinung gewinnt die Politik Anhaltspunkte
über zu erwartende Folgen geplanter oder auch nur
angedachter politischer Entscheidungen und kann
darauf reagieren; vereinfacht gesagt, entweder mit
der Wiederholung von Entscheidungsvorschlägen
oder ihrer Änderung oder ihrer Aufgabe und Erset-
zung durch andere. Es gibt aber kein plausibles
Kriterium, um die jeweilige politische Reaktion ent-
weder als reine Darstellung für die öffentliche Mei-
nung oder als rein auf die Herstellung guter politi-
scher Entscheidungen orientiert zu klassifizieren;
sie wird immer Effekte im Hinblick auf beide
Aspekte haben, ist Einheit von Fremdreferenz und
Selbstreferenz, von Erleben und Handeln. Wenn
man sich für deren respektive Anteile an politischer
Kommunikation interessiert, muss man sich an die
Strukturdifferenz von Zentrum und Peripherie hal-
ten, aber einen niedrigeren gegenüber einem höhe-
ren Realitätsindikator der Kommunikation ver-
bürgt dieser Bezug nicht.
Man kann natürlich fragen, wie die Strukturen des
politischen Systems die Kommunikationsüberlast,
die mit Beobachtung zweiter Ordnung einhergeht,
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17 Dasselbe gilt dann auch für das System der Massenme-
dien. Auch dieses greift auf öffentliche Meinung ausschließ-
lich im Kontext eigener, rekursiver Operationen zu und
nicht etwa als Bestandteil eines riesigen Kommunikations-
apparates, in dem sich Politik und Medien vermischen.
auf unterschiedliche Weise bewältigen. So wird die
mit diesem Beobachtungsmodus verbundene Kom-
plexität an der Peripherie des politischen Systems
relativ problemlos ausgehalten. Beobachtungen ins-
besondere der Parteien, aber auch von Interessen-
verbänden oder Bürgerinitiativen beobachten sich
gegenseitig im Medium der öffentlichen Meinung
und kritisieren die Prämissen der jeweils konkurrie-
renden Beobachtungen, ohne dass die Verdichtung
dieser Kommunikationen im Hinblick auf kollektiv
verbindliche Entscheidungen zum Problem würde.
Im Zentrum des politischen Systems, wo in der
Form von auf Ämter verteilter politischer Macht
die Kapazität für kollektives Entscheiden angesie-
delt ist, muss ein fortwährendes Beobachten von
Beobachtungen, deren Kontingenz sich genau da-
durch zeigt, dagegen immer wieder auf entschei-
dungsfähige Sachverhalte reduziert werden.
Luhmann (1991: 245) geht davon aus, dass dafür
die Rückführung von Beobachtungen zweiter Ord-
nung auf eine Ebene der Beobachtung erster Ord-
nung Voraussetzung ist. Gemeint ist wohl, dass die
Möglichkeit von Entscheidungen voraussetzt, ihre
eigene Kontingenz im Moment des Entscheidens la-
tent zu halten.18 Luhmann schlägt die Bezeichnung
,Verständigung‘ dafür vor, verweist aber auch auf
Assoziationen mit dem Begriff der Verhandlung. In
Anknüpfung daran lassen sich Feststellungen zum
Regierungshandeln, die an die Unterscheidung von
Darstellungspolitik und Entscheidungspolitik an-
schließen (vgl. Korte/Hirscher 2000), wieder auf-
nehmen: Die Regierung kann eben nicht nur auf
Darstellungspolitik setzen, also sich auf die fort-
währende Beobachtung eigener Kommunikationen
durch die öffentliche Meinung – repräsentiert durch
die Massenmedien – einstellen und ihre Kommuni-
kation dementsprechend gestalten. Im Zentrum des
politischen Systems, das heißt mit Amtsmacht aus-
gestattet, muss sie sich auch darum bemühen, den
Beobachtungsmodus zweiter Ordnung aus Anlass
von Entscheidungen auf eine Ebene der Beobach-
tung erster Ordnung zurück zu führen. Das bedeutet,
unterschiedliche Positionen, i.e. Beobachtungen,
müssen dann als Sachverhalte behandelt werden,
über die man verhandeln kann, was voraussetzt,
dass die ständige Beobachtung und Gegenbeobach-
tung im Hinblick auf latente Motive und Interessen
stillgestellt ist. Die nahe liegende Annahme, dass
dies leichter zu bewerkstelligen ist, wenn die Mas-
senmedien keinen Zugang zu solchen Verhandlun-
gen haben, ist dann auch der Grund dafür, dass
immer wieder die Bedeutung von vertraulichen Ge-
sprächsrunden betont wird (vgl. Glaab 2000: 121,
Eilfort 2003: 101). Die vorangegangenen Über-
legungen haben aber auch gezeigt, dass es ein gro-
bes Missverständnis wäre, wegen der Abwesenheit
von Massenmedien nur diese vertraulichen Zusam-
menkünfte für die eigentliche Politik zu halten, weil
eine Beobachtung durch die öffentliche Meinung
Politik verwässern und ihres Realitätsindexes be-
rauben würde. Auch und gerade Beobachtungen
zweiter Ordnung im Medium der öffentlichen Mei-
nung sind Beobachtungen des politischen Systems,
sind politische Kommunikation.
4. Die Differenz von Herstellung und
Darstellung als Selbstbeschreibung des
politischen Systems
Die von der politischen Kommunikationsforschung
bevorzugte Unterscheidung von Herstellung und
Darstellung verweist selbst auf eine operativ ge-
nutzte Differenz, die insbesondere bei der allmähli-
chen Verdichtung von Entscheidungsvorschlägen
von der Peripherie zum Zentrum des politischen
Systems bedeutsam ist. Mit Hilfe der Differenz von
Entscheidungs- und Darstellungskommunikation
steuert sich politische Kommunikation selbst, sie
informiert sich gleichsam darüber, inwieweit Ent-
scheidung und Unterstützung konvergieren, und sie
steuert die darauf reagierenden Differenzminderun-
gen rekursiv, d.h. ohne Primat einer der beiden Sei-
ten der Differenz.19 Unter dem Gesichtswinkel der
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18 Die Kontingenz von Entscheidungen ist vor der Ent-
scheidung sichtbar als offene Kontingenz im Sinne von Al-
ternativen, die nach der Entscheidung als fixierte Kontin-
genz erinnert werden; vgl. Luhmann 1988: 170. Latent
bleiben muss dagegen die Kontingenz der in die Entschei-
dung einbezogenen Alternativen vor einem Horizont un-
zähliger anderer möglicher Entscheidungen; vgl. Luhmann
2000b: 132ff. Anders ausgedrückt, Voraussetzung für eine
Entscheidung ist, dass man sich zumindest vorübergehend
darüber einigt, was entschieden werden soll, also z.B. die
Abschaffung oder die Beibehaltung der Wehrpflicht, ob-
wohl man im Sinne der Beobachtung zweiter Ordnung
auch fordern könnte, diese Entscheidung solle gar nicht
auf der Tagesordnung stehen, sondern vielmehr die Frage
der Abschaffung der Bundeswehr überhaupt (eine Beob-
achtung, die man an der äußeren Peripherie des politi-
schen Systems in pazifistischen Aktionsgruppen tatsäch-
lich finden kann, im Zentrum dagegen nicht). Vergleiche
zu diesem Problemkreis auch Nils Brunsson 1985.
19 Von der Peripherie zum Zentrum verringert sich die
Differenz, die Verbindlichkeit der Kommunikation nimmt
zu und umgekehrt. Zum Zentrum hin nimmt der ,Insze-
nierungsanteil‘ (das Austesten) ab, wenn das Thema an
Entscheidungsreife gewinnt. Aber ohne inszenierendes
Testen würde es dazu gar nicht kommen.
immer gleich ,realen‘ Rekursivität politischer Kom-
munikation und nicht: verschiedener Realitätsebe-
nen (Herstellung und Darstellung) sind Operatio-
nen des Zentrums nicht wichtiger als die der
Peripherie, und Beobachtungen der öffentlichen
Meinung sind nicht weniger ,real‘, als es Prozesse
der politischen Entscheidungsfindung sind. Um dies
anders zu sehen, bedarf es eines Beobachters, der
mit eigenen Unterscheidungen und Symmetriebrü-
chen arbeitet. Welcher Beobachter könnte auf die
Idee verfallen, dass das Zentrum wichtiger als die
Peripherie ist und dass Inszenierungen der öffent-
lichen Meinung weniger ,real‘ sind als politisches
Entscheiden im Zentrum (vgl. etwa von Beyme/
Weßler 1998)? Wie schon mehrfach angedeutet,
gehen wir davon aus, dass dieser Beobachter das
politische System selbst ist. Dieses hypostasiert in
Prozessen der Selbstbeobachtung und Selbst-
beschreibung die eigene Funktion und den eigenen
Code und gelangt auf diese Weise zu systemintern er-
folgreichen Selbstüberschätzungen (Göbel 2000:
274f., Kieserling 2004). Daraus resultiert eine sys-
temintern überaus plausible Tendenz zu Asym-
metrien, die Prozesse der symbolischen Inszenierung,
der Darstellung gegenüber solchen des ,harten‘ Ent-
scheidens abwerten. Eine Fremdbeschreibung des
politischen Systems kann dies sehen, ohne sich in
derselben Unterscheidungstechnik zu verfangen
und ihrerseits diese Form der Selbstbeschreibung
für illusionär zu erklären. Selbstbeschreibungen ori-
entieren die Operationen eines Systems und haben
daher strukturelle Konsequenzen.
Die klassischen Formeln für die Selbstbeschreibung
der Politik finden sich in der (frühneuzeitlichen)
Unterscheidung von Staat und Gesellschaft und in
der (neuzeitlichen) Zuspitzung der Ausdifferenzie-
rung von Politik als Demokratie. Diese Selbst-
beschreibungsformel stützt sich bereits früh (im 18.
Jahrhundert) auf das Medium der öffentlichen Mei-
nung, ohne die Demokratie offenbar nicht gedacht
und beschrieben werden kann.20 Die Ausdifferenzie-
rung des politischen Systems führt zur Verabschie-
dung eines Korsetts von Rationalitätskriterien
(Staatsräson) und stellt es um auf die Beobachtung
schwer berechenbarer Turbulenzen in der Umwelt
des Systems – mit Hilfe einer sich (gegen alle Wider-
stände) entwickelnden öffentlichen Meinung (Wil-
ke 2000). Es liegt auf der Hand, dass dies ohne
Ausdifferenzierung eines Kommunikationssystems
für (distanzüberbrückende) Massenkommunikation
nicht möglich war. Dadurch gewinnt die Politik hö-
here Freiheitsgrade der eigenen Bestimmung und
wird (umgekehrt) in ihrer Selbstbeobachtung und
Selbstbeschreibung immer abhängiger von den Öf-
fentlichkeit gewährleistenden (nicht herstellenden,
sondern ,repräsentierenden‘) Massenmedien. Diese
verstärken die Umstellung von bloßer (mehr oder
minder reflektierter) Interessendurchsetzung auf de-
ren Abhängigkeit von politikspezifischen Beobach-
tungen einer prinzipiell intransparenten Umwelt.
Diese Entwicklung erreicht ihren Höhepunkt mit
der Umformung von Demokratie zum Wohlfahrts-
staat, der sich selbst mit Maximalverantwortlich-
keit für alle politisch formulierbaren Ungleichhei-
ten von Lebenschancen belastet. In dem Maße, wie
diese Umformungen politischer Kommunikation
sich durchsetzen, nimmt die Abhängigkeit der Poli-
tik von der massenmedial repräsentierten öffent-
lichen Meinung zu. Kein Funktionssystem ist ihr
derart alternativlos ausgeliefert wie die Politik.21
Diese systemspezifischen Abhängigkeiten der Poli-
tik reflektieren sich in ihrer Selbstbeschreibung.
Diese nimmt Bezug auf ein voll ausdifferenziertes
System der Massenkommunikation und entparado-
xiert sich (die Gleichzeitigkeit von Herstellen und
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20 „Es gab natürlich auch konkrete politische Anlässe, die
öffentliche Meinung als den eigentlichen Souverän des
Staates zu proklamieren“ (Luhmann 2000a: 354).
21 „Far more than other function systems, the political sys-
tem depends on public opinion. For politics, public opinion
is one of the most important sensors whose observation ta-
kes the place of direct observation of the environment“
(Luhmann 1990c: 215). Andere Funktionssysteme sind
nicht etwa unabhängig von systemspezifischen Öffentlich-
keiten. Die Wissenschaft beobachtet ja Publikationen(!)
und die Wirtschaft Preise, die ebenso wie wissenschaftliche
Erkenntnisse öffentlich zugänglich sein müssen, um dem
funktionsspezifischen Universalismus des Systems gerecht
zu werden. Aber im Bezug auf die Schließung des Systems
ist der Zugriff auf die Beobachtung von Märkten (Preisen)
oder wissenschaftlichen Erkenntnissen doch an Kompetenz-
schwellen gebunden, die die virtuelle Zugänglichkeit auf ein
systemkompatibles faktisches Maß reduzieren. Diese Syste-
me sind nur an Sonderpublika gebunden, nicht an eine ge-
neralisierte öffentliche Meinung. Demgegenüber ist die Poli-
tik der öffentlichen Meinung eher hilflos ausgeliefert. Wo
andere Systeme sich durch Professionalisierung und/oder
spezifisches Rollenwissen schützen, bleibt der Politik nur
der (mehr oder minder durchsichtige) aktive Zugriff auf die
öffentliche Meinung (durch Public Relations in einem wei-
ten Sinn) selbst. Die Gründe vermuten wir in der Funktion
der Politik und der damit wieder zusammenhängenden ge-
sellschaftlichen Primärrelevanz ihrer Selbstbeschreibung als
Sicherung gesellschaftsweiten Gemeinwohls (vgl Nassehi
2002). Eine andere (einfachere) Begründung liegt darin,
dass das politische System das einzige System ist, das Inklu-
sion über die nationalstaatlich zugerechnete Geburt regelt,
in Bezug auf den Einschluss der Bevölkerung also keinen
Unterschied macht.
Darstellen22) durch Asymmetrisierung der Selbst-
beschreibungsformel, die politisches Entscheiden
und dessen Inszenierung – als Kommunikation –
unterscheidet. Dass die politische Kommunika-
tionsforschung in diesem Kontext meint, Politik sei
„untrennbar“ mit deren Darstellung durch politi-
sche Kommunikation verbunden, so dass die (be-
griffliche) Trennung sich „nicht aufrecht erhalten
lasse“ (Jarren/Donges 2002: 20f.), entspricht einer-
seits dieser Form der Selbstbeschreibung, insofern
sie die Unterscheidung im systeminternen Verständ-
nis von Akteurshandeln verschwinden lässt, sie als
operative Differenz (als Trennung!) der politischen
Kommunikation also löscht.23 Andererseits doku-
mentiert sie den normativen Gehalt der Selbst-
beschreibung in der Form (latenter) Kritik an der
Nicht-Sichtbarkeit des Primats politischen Ent-
scheidens über dessen (bloßer) Inszenierung durch
politische Kommunikation.24 Darin äußert sich im
Übrigen die Unterstützung eines gesellschaftlichen
Primats der Politik gerade durch die Massenme-
dien, was in gewisser Weise für einen kongenialen
Status der hier diskutierten Selbstbeschreibung des
politischen Systems in Politik und Massenmedien
spricht.25 Weiter oben haben wir bereits notiert,
dass die Herausstellung des gesellschaftlichen Pri-
mates der Politik nichts für die Selbstbeschrei-
bungsformel Herstellung/Darstellung Spezifisches
ist, dass diese Herausstellung vielmehr allen histori-
schen Selbstbeschreibungen der Politik eignet.
Gleichwohl ist interessant, dass die Primatunterstel-
lung durch die Massenmedien gleichsam gesell-
schaftsweite Schützenhilfe erhält. Und dieser Effekt
hängt zweifellos mit der spezifischen Selbst-
beschreibungsformel Herstellung/Darstellung zu-
sammen. Diese knüpft an die Selbstbeschreibung
des politischen Systems als Demokratie an und be-
tont die Rolle der öffentlichen Meinung, ohne die
das System keine Möglichkeit zur Selbststeuerung
hätte, wertet eben diese Rolle aber gleichzeitig ab,
indem sie der ,echten‘ Politik im Sinne von Politik-
herstellung gegenüber gestellt wird.
Charakteristika der Asymmetrie von Herstellung
und Darstellung lassen sich nun als typische Ele-
mente politischer Selbstbeschreibungen identifizie-
ren und relativieren. Die oben skizzierte Beschrei-
bung der öffentlichen Meinung offenbart die
prinzipielle Beobachterabhängigkeit allen Beobach-
tens in Funktionssystemen, das zwar von Fall zu
Fall auf eine Ebene der Beobachtung erster Ord-
nung zurückschalten, aber auf den anspruchsvol-
leren Beobachtungsmodus nicht verzichten kann,
sofern die Systemzugehörigkeit von Kommunika-
tionen weiterhin erkannt und darüber die Schlie-
ßung des Systems aufrechterhalten werden soll. Be-
obachterabhängig sind unter diesen Umständen
auch Rationalitätszumutungen an Politik, welche
die Einhaltung bestimmter Bedingungen als Voraus-
setzung für vernünftiges politisches Entscheiden
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22 Eine Paradoxie, die die Selbstbeschreibung im Übrigen
autologisch reproduziert. Sie ist eben Beschreibung des
Systems im System.
23 Selbstbeschreibungen reproduzieren die Latenzen des
Systems, in diesem Fall dadurch, dass die Unterscheidung
letztlich nur als wissenschaftlich eingeführte, analytische
Unterscheidung verstanden wird, die im empirischen Ak-
teurshandeln dann kollabieren mag. Die Selbstbeschrei-
bung beteiligt sich am Latenzschutz des operativen Status
der Differenz von Herstellung und Darstellung. Deren
Einheit kann dann nicht in der politischen Kommunika-
tion selbst gesehen werden, die sich auf genau diese Dif-
ferenz stützt, sondern nurmehr in der Perspektive des
Akteurshandelns, das sich den ,Zwängen der Medienge-
sellschaft‘ beugt.
24 „Auch in dem hier zugrunde liegenden Verständnis von
politischer Kommunikation lässt sich eine Trennung der
Herstellung und Darstellung von Politik nicht aufrecht-
erhalten. Definiert man Politik als die sozialen Interaktio-
nen, die auf Selektion, Durchführung und Durchsetzung
kollektiv bindender Entscheidungen ausgerichtet sind, so
sind Politik und politische Kommunikation untrennbar
miteinander verbunden“ (Jarren/Donges 2002, Bd. 1: 22).
So lässt sich das nur aus der Selbstbeschreibungsperspekti-
ve des Systems sagen. Für alle operativen Vollzüge politi-
scher Kommunikation (in einem streng funktionalen Sin-
ne) ist diese ,Untrennbarkeit‘ nur plausibel (und zwar in
einem genauen Sinne nur plausibel) vor dem Hintergrund
einer für das Operieren des Systems unentbehrlichen Dif-
ferenz von Herstellung und Darstellung. Die Differenz
macht ihre beiden Seiten ,untrennbar‘, aber unterscheid-
bar.
25 Dies zeigt sich auch darin, dass offenbar beide Systeme
zur Formel Herstellen/Darstellen neigen, im einen Fall in
Bezug auf Entscheidung, im anderen Fall in Bezug auf In-
formation. Die Selbstbeschreibung der Massenmedien ten-
diert dann zur Selbstreflexion von Inszenierung (der Infor-
mation) als ,Manipulation‘ und hält so den eigenen
(unvermeidlichen) Konstruktivismus latent. Analogien
zum politischen System sind unübersehbar: „Eine Regie-
rung aber muss mehr können, sie muss Politik nicht ver-
kaufen, sondern produzieren, sie muss regieren, auch
wenn sich das nun einmal lange nicht so gut in Bilder fas-
sen lässt, zumal wenn die Regierungspolitik in unpopulä-
ren Reformen und schmerzhaften Einschnitten besteht.
(. . .) Die Wut über den Unmut der Bürger an der Regie-
rung lässt diese an den Journalisten aus. Als nächstes
müsste man nur noch die Wähler beschimpfen. Der Kreis,
er schließt sich“ (Hanfeld 2004). Hier wird die Politik als
sich selbst inszenierende Veranstaltung vor dem Hinter-
grund authentischer Berichterstattung durch die Medien
diffamiert.
fordern. Ob nun die Abschirmung von Politik ge-
genüber der Beobachtung durch die Öffentlichkeit
als Basis für politische Kompromissbildung oder im
Gegenteil die stärkere Beteiligung der Bürger am
politischen Diskussionsprozess als besonders not-
wendig charakterisiert wird, immer kann anders
beobachtet werden: So ließe sich als Antwort auf
die eine Forderung argumentieren, dass Arkanpoli-
tik zur Durchsetzung von Partikularinteressen in
der Politik führt; als Antwort auf die andere könn-
ten Ineffizienzen und Langwierigkeit deliberativer
Laienkommunikation ins Feld geführt werden. Zu
fragen aber wäre vor dem Hintergrund von Beob-
achtung zweiter Ordnung jeweils, welche Beobach-
ter denn auf diese Weisen beobachten.
In ähnlicher Weise kann man für die im ersten Teil
skizzierten Modelle zum Verhältnis von Politik und
Medien fragen, wie im politischen System selbst be-
obachtet wird. So dürfte die Annahme einer Domi-
nanz der Politik über die Medien insbesondere für
Akteure im Zentrum des politischen Systems plau-
sibel sein. Vor diesem Hintergrund ist etwa der
Mythos der ‚Spin Doctors‘ zu sehen, denen in-
transparente, aber machtvolle Möglichkeiten der
Beeinflussung der Medienberichterstattung im Inte-
resse ihrer politischen Auftraggeber zugeschrieben
werden (vgl. Tenscher 2003). Umgekehrt liegt für
Akteure der politischen Peripherie die Vorstellung
einer dominanten Abhängigkeit der Politik von den
Medien besonders nahe, da aus ihrer Sicht nur über
das Erzeugen von Aufmerksamkeit in den Medien
Themen auf die politische Agenda gelangen können
(vgl. Jarren et al. 1996: 11f.). Das mittlerweile weit
verbreitete Modell einer Interdependenz oder Sym-
biose von Politik und Medien erweist sich dann
auch deshalb als besonders anschlussfähige Selbst-
beschreibung, weil es grundsätzlich Abhängigkeits-
beziehungen in beide Richtungen vorsieht und
damit offen für je beobachtungsabhängige Schwer-
punktsetzungen ist. Diese stimmen aber wegen ih-
rer akteurszentrierten Perspektive darin überein,
dass sich Politik und Medien aufgrund ihrer Inter-
dependenzen nicht voneinander trennen lassen.26
Ein externer Beobachter der öffentlichen Meinung
kann also sehen, dass Kommunikationen vom Typ
der Beobachtung zweiter Ordnung selbstbeschrei-
bungsinduzierte Asymmetrien im Hinblick auf Rea-
litätsgehalt, Rationalität und Intersystembeziehun-
gen (und auch den Funktionsprimat) politischer
Kommunikation kontingent setzen. Er kann aber
auch sehen, dass Selbstbeschreibungen ihre Funk-
tion nachgerade darin zu haben scheinen, diese
Kontingenz nicht freizugeben, sondern die Beob-
achtung im Medium der öffentlichen Meinung ein-
zuschränken. Diese Funktion wirkt sich insbeson-
dere im Kontext des Verdichtens von nahezu
beliebigen Ansprüchen der Peripherie zu Entschei-
dungsvorlagen für das Zentrum aus (Hellmann
2003). Und sie wird ermöglicht durch die geschil-
derten Symmetriebrechungen durch die Form der
Selbstbeschreibung.
5. „Hat Bush gelogen?“
Als operativ wirksame Differenz ist die Unterschei-
dung von Herstellung und Darstellung ein Einfalls-
tor für die Möglichkeit der Beobachtung zweiter
Ordnung.27 Als Selbstbeschreibungsformel wird sie
dagegen in der politischen Kommunikation heran-
gezogen, um die durch Beobachtung zweiter Ord-
nung produzierte Kontingenz durch die Betonung
der Herstellungsseite als quasi unbezweifelbare
Realität zu begrenzen. Zwei Schemata der öffent-
lichen Meinung bieten sich als in der politischen
Kommunikation oft gebrauchte besonders an, um
die Konsequenzen dieser Verhältnisse zu verdeutli-
chen: das Schema der Wahrhaftigkeit und das der
Rationalität.
Mit den Möglichkeiten der Beobachtung zweiter
Ordnung stellt sich generell Aufmerksamkeit für
Beobachterabhängigkeit ein. Jedes Beobachtungs-
schema kann von verschiedenen Beobachtern ver-
schieden verwendet werden, ohne dass ein überge-
ordnetes Kriterium den unter solchen Bedingungen
anlaufenden Streit beenden könnte. Selbstbeschrei-
bungen bieten – auf der Grundlage von Selbstbeob-
achtungen des Systems – gegen die hier drohende
Beliebigkeit Asymmetrien an, aber sie können nicht
verhindern, dass diese beobachterrelativ vervielfäl-
tigt werden. Die Unterscheidung von Herstellung
und Darstellung wird in der öffentlichen Kommuni-
kation asymmetrisch verwendet, aber eben nicht
durch einen einzelnen privilegierten Beobachter,
sondern von verschiedener Seite mit jeweils ver-
schiedenen Unterstellungen, bei welchen politi-
schen Ereignissen die Darstellung gegenüber der
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26 Als ebenso unterscheidungsabhängig lässt sich schließ-
lich die Unterstellung vom gesellschaftlichen Primat der
Politik beobachten. Aber dies ist – wie bereits hervorgeho-
ben – nichts für die hier diskutierte Selbstbeschreibungs-
differenz Spezifisches.
27 Jede politische Äußerung kann daraufhin beobachtet
werden, wie sie mit der Differenz von Herstellung und
Darstellung umgeht, und dies generalisiert dann den in
der Politik üblichen Motivverdacht.
Herstellung überhand nimmt. Das in öffentlichen
Meinungen inkorporierte ,Wissen‘ rekurriert dabei
nicht auf eine primäre Realität sei es der vielen Ein-
zelbewusstseine, sei es der Sachverhalte selbst, son-
dern auf deren Beobachtung durch das System der
Massenmedien.28 Was sich also zunächst ändert ist,
dass eine öffentliche Meinung, die sich auf Beob-
achtungen zweiter Ordnung im Kontext der ,Leit-
differenz‘ von Herstellung und Darstellung stützt,
das Schema rational/irrational heterogenisiert und
das Schema wahrhaftig/nicht-wahrhaftig von der
primären ,Zweitrealität‘ dessen, was die Medien
vorhalten, abhängig macht. Auch dies heißt aber
nur, dass die massenmedial erzeugte Hintergrund-
realität das einschränkt, was im Kontext der öffent-
lichen Meinung dann noch erfolgreich behauptet
werden kann. Mit einer konsenspflichtigen Realität
entfallen zugleich unhinterfragbare Vernunftgründe
ebenso wie unbestreitbare Fakten.
Das Schema der Wahrhaftigkeit politischer Kom-
munikation ist in der öffentlichen Meinung weit
verbreitet. Praktisch jede politische Äußerung kann
mit seiner Hilfe einer Beobachtung zweiter Ord-
nung unterzogen werden. Ein instruktives Beispiel
hierfür bieten die Auseinandersetzungen um die
kriegsauslösenden Motive der Bush-Administra-
tion. Die Frage, ob im Vorfeld des Irak-Kriegs 2003
die Öffentlichkeit von der amerikanischen Regie-
rung (jenseits bloßen Motivverdachts) getäuscht
oder gar belogen wurde, lässt sich von einem Beob-
achter, der die öffentliche Meinung als Beobach-
tung zweiter Ordnung analysiert, nicht mit ja oder
nein beantworten. Der Grund dafür liegt im mit der
Beobachtung zweiter Ordnung nicht mehr gegebe-
nen Durchgriff auf eine irgendwie unbezweifelbare
Realität des politischen Entscheidens, denn diese ist
immer schon darstellungsgebunden. Über bloßen
Motivverdacht hinaus, ist die Behauptung, dass je-
mand lügt, abhängig von der Unterstellung, dass
wahrheitsfähige, d.h. extern überprüfbare Aus-
sagen im Prinzip möglich sind, sie aber nicht ,wahr-
haftig‘ dargestellt werden. In Bezug auf politische
Entscheidungen würde das bedeuten, dass die Her-
stellung einer Entscheidung tatsächlich anders er-
folgt ist, als es öffentlich dargestellt wird, und diese
Darstellung insofern nicht wahrhaftig ist. Nun ist
eine Differenz zwischen Herstellung und Darstel-
lung aber der Normalfall in der (politischen) Kom-
munikation, wie auch die politische Kommunika-
tionsforschung konstatiert (vgl. Sarcinelli 1994).
Entscheidungsprozesse werden vereinfacht und mit
Überbetonung von Konsistenz dargestellt, um die
Akzeptanz von Entscheidungen zu erhöhen.29 Ab
welchem Punkt die Abweichung zwischen Herstel-
lung und Darstellung zu einer Lüge wird, ist daher
nicht eindeutig auszumachen. Dafür müsste ja zu-
mindest angenommen werden, dass die Darstellung
einer Entscheidung völlig anders ausfällt als ihre
Herstellung, also etwa im Vorfeld des Irak-Krieges
der Bush-Administration völlig andere Informatio-
nen über die Existenz von Massenvernichtungswaf-
fen vorlagen als jene, von denen sie öffentlich ge-
sprochen hat. Ob das jedoch der Fall war oder
verfügbare Informationen lediglich konsistenter
und eindeutiger dargestellt wurden, als sie in die
Herstellung der Entscheidung über einen Irak-Krieg
Eingang gefunden haben, lässt sich nicht aus-
machen, weil der Aspekt der Herstellung im Sinne
dessen, was ,tatsächlich‘ stattgefunden hat, nicht
einholbar ist. Alle Berichte über die Entscheidungs-
abläufe in der Bush-Administration, die über die
Massenmedien in die öffentliche Meinung finden,
ob von Journalisten (Woodward 2004), von ehema-
ligen Angehörigen der Administration (Clarke
2004) oder von einer Untersuchungskommission,
sind immer nur weitere Darstellungen, die selbst
hergestellt sind und insofern ebenfalls an der Diffe-
renz zwischen Herstellung und Darstellung laborie-
ren. Folglich können auch sie unter Motivverdacht
gestellt und in Zweifel gezogen werden. Ist die eine
Darstellung möglicherweise durch ein Bedürfnis
nach Revanche verzerrt oder die andere vielleicht
durch das Bestreben, eine Destabilisierung der Re-
gierung zur Unzeit zu vermeiden? Die Beobachtung
zweiter Ordnung in der öffentlichen Meinung lässt
sich nicht stillstellen und führt daher dazu, dass
verschiedene Positionen das Schema der Wahrhaf-
tigkeit verschieden verwenden. Jeder Beobachter
aber findet in der asymmetrisierten Unterscheidung
von Herstellung und Darstellung als Selbstbeschrei-
bungsformel von Politik den Anhaltspunkt dafür,
die eigene Perspektive dabei für die richtige zu hal-
ten: Den Darstellungen der anderen wird ein Wis-
sen über die ,tatsächliche‘ Realität der Herstellung
der betreffenden politischen Entscheidung gegen-
übergestellt, dessen eigene Differenz zwischen Her-
stellung und Darstellung dabei latent bleibt. Es be-
darf eben besonderer Anstrengungen, um gegen den
Treibsand der Beobachtung zweiter Ordnung Tat-
sachenbehauptungen öffentlich zu kommunizieren.
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28 Vergleiche am Beispiel des islamistischen Terrorismus
Japp 2003.
29 Ähnliches trifft etwa auch für die Wissenschaft zu, wo
in der Darstellung von Forschungsergebnissen darauf ver-
zichtet wird, sämtliche Ambivalenzen im Forschungspro-
zess wiederzugeben; vgl. Luhmann 1990: 433ff.
Selbstbeschreibungen des politischen Systems lie-
fern dafür die Abstützpunkte.
Die Frage nach der Wahrhaftigkeit kann auf diese
Weise in der politischen Kommunikation immer
wieder gestellt werden. Wahrhaftigkeit gilt inner-
halb des politischen Systems als unabdingbare Vo-
raussetzung für rationale Entscheidungen, denn wie
sollten Entscheidungsalternativen angemessen be-
wertet werden können, wenn ihnen falsche Infor-
mationen zugrunde liegen.30 Das Problem aber ist,
dass die Frage nach der Wahrhaftigkeit keine defi-
nitive Antwort mehr findet. Wahrhaftigkeit ist in
das Paradox verwickelt, durch Darstellung erzeugt
werden zu müssen, die aber als solche nicht erkannt
werden soll. ,Glaubwürdig‘ ist dann der, der sich so
darstellen kann, dass es am wenigsten dargestellt
wirkt. Dabei helfen Einschränkungen wie ,Kontinui-
tät‘ (LaPorte/Metlay1996), ,fairness‘ (Wynne 1987)
und ,Verantwortungsbereitschaft‘ (Kaufmann 1993).
Aber letzten Endes sind natürlich auch diese Krite-
rien darstellungsgebunden. Auch hier kein archime-
discher Punkt, sondern ,nur‘ temporäre Stabilitäten,
also Umstellung von einer Politik oder einer Person,
die Politik verkörpert, von sachlich-begründeter
Glaubwürdigkeit auf wechselnde Zustimmungslagen
– und Kommunikationsberatung. Daran ändern
auch Einrichtungen wie Untersuchungsausschüsse,
die den Anspruch an sich selbst haben, hinter die
Darstellungsseite von Politik zu blicken, nichts. So
hat die Unterstützung für Bush in der amerikani-
schen Öffentlichkeit auch nach der Bekannt-
machung von Ergebnissen einer Untersuchungs-
kommission des US-Kongresses, die für den
Zeitpunkt des Kriegsbeginns zuverlässige Informa-
tionen weder über Massenvernichtungswaffen noch
al-Qaida-Aktivitäten im Irak erkennen konnte, nur
unwesentlich gelitten (Kornelius 2004).31 Offen-
sichtlich orientiert sich politische Glaubwürdigkeit
nicht primär an Wahrhaftigkeit (denn die ist ohne-
hin nicht zu haben), sondern daran, ob eine Per-
spektive geboten wird, die öffentlich, also für ein
generalisiertes Publikum anschlussfähig dargestellt
werden kann (Kull et al. 2003/04). An diesem Be-
darf für Reduktion von Komplexität durch ,sym-
bolische Politik‘ (vgl. schon Luhmann 1969) ändern
auch Lügen- oder Manipulationsvorwürfe nicht viel.
Untersuchungsausschüsse können vielleicht den dar-
stellerischen Spielraum der Politik einschränken, auf
die Stabilität politischer Glaubwürdigkeit scheinen
sie keinen großen Einfluss zu haben.32 Auch die
Funktion von Untersuchungsausschüssen läge dem-
zufolge eher darin, die Politik als an Kriterien der
Wahrhaftigkeit gebunden darzustellen, während die
öffentliche Meinung anders optieren kann.
Der Beobachterrelativität des Schemas der Wahr-
haftigkeit entspricht die Beobachterrelativität des
Rationalitätsschemas. Aus der Perspektive eines de-
liberativ-prozeduralen (auf multilaterale Konsulta-
tionen gestützten) Rationalitätsbegriffs (Fisher
2003) ist die Irak-Politik der Bush-Administration
irrational: Sie geht zu viele Risiken ein. In einem
elementaren Sinn setzt diese Sicht auf die selbst-
beschreibungsinduzierte Präferenz für die delibera-
tive Rationalität politischen Entscheidens gegen-
über der Flüchtigkeit der öffentlichen Meinung.
Aus der Perspektive eines substantiellen (auf unila-
teralen Durchsetzungswillen gestützten) Rationali-
tätsbegriffs der Bush-Administration ist die delibe-
rative Position irrational (Jervis 2003): Sie geht zu
wenig Risiken ein. Diese Sicht setzt auf die – ebenso
selbstbeschreibungsinduzierte – Präferenz für die
Durchsetzungsrationalität des politischen Entschei-
dens gegenüber den Illusionen der öffentlichen Mei-
nung.33 Beide Perspektiven greifen also die Unter-
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30 Habermas (1981: 412ff.) nimmt diese Sicht des com-
mon sense auf und baut sie in seine höchst anspruchsvolle
Theorie der kommunikativen Rationalität ein, wenn er
Wahrhaftigkeit, Wahrheit und normative Richtigkeit als
fundamentale Geltungsansprüche kommunikativen Han-
delns annimmt.
31 Natürlich sieht das in der europäischen und erst recht
in der arabischen Öffentlichkeit ganz anders aus, aber
auch hier ohne ultimativen Rückhalt, für den es schon gar
nicht eines amerikanischen Untersuchungsausschusses be-
durfte.
32 Anders liegt der Fall, wenn es unmittelbar um mora-
lische, also um Fragen der Achtung oder Missachtung der
ganzen Person geht. Dann ist Wahrhaftigkeit besonders
gefragt, wie der Fall Clinton zeigt. Aber der Fall zeigt
auch, dass es nicht um Wahrhaftigkeit an sich geht, son-
dern um deren Verbindung mit signifikanten, gut sicht-
baren Normverstößen, wie z.B. der Ehebruch unter
bedenklichen Umständen. Mit anderen Worten, Morali-
sierung verbindet mangelnde Wahrhaftigkeit mit der poli-
tischen Glaubwürdigkeit der Person, aber offenbar nur in
Fällen von Verstößen gegen Normen, die öffentlich ausrei-
chend sanktioniert sind (im Unterschied zu Habermas‘
normativer Richtigkeit). An dieser Stelle bleibt auch anzu-
merken, dass diese Form der Moralisierung politischer
Akteure von erheblicher Bedeutung für deren Karriere-
chancen ist. Im Endeffekt wird die schwierige Frage der
Wahrhaftigkeit durch Moralisierung oder gar Kriminali-
sierung ersetzt.
33 Hier verschwindet der ,letzte Grund‘ des Politischen in
der Dunkelheit der Dezision (Schmitt 1963: 37f.). Darin
zeigt sich auch, dass der (dominierende) politische Libera-
lismus eigentlich gar nicht auf Deliberation setzt und –
ganz im Sinne der hier thematisierten Selbstbeschreibun-
gen – auf die durch allgemeine Wahlen legitimierte Politik-
scheidung von Herstellung und Darstellung als eine
asymmetrische auf und verweisen auf die Art und
Weise der Herstellung politischer Entscheidungen
als Maßstab für ihre Rationalität. Beide Positionen
können je für sich plausibel Rationalität ausweisen,
aber die relative Rationalität des Gegners nicht
sehen, weil sie jeweils unterscheidungsabhängig
operieren und daran auch das Beobachten zweiter
Ordnung nichts ändert.34 Im Kontext politischer
Kommunikation gibt es nur die Möglichkeit, öf-
fentliche Unterstützung zu finden (als Resonanz auf
Darstellungen von Herstellungen) und der eigenen
Position darauf gestützt Rationalität zuzurechnen.
Insofern sind Rationalität beanspruchende Positio-
nen von öffentlicher Unterstützung abhängig, die
gleichsam das ,Substrat‘ von Glaubwürdigkeit ist,
aber bleiben gerade deshalb kontingent, nicht unbe-
stritten rational, denn die binäre (nicht: die ver-
nünftige) Codierung des Systems garantiert immer
schon (mindestens) die Verdopplung von Rationali-
tätsstandards. Die Differenz von Herstellung und
Darstellung im Kontext von Beobachtungen zwei-
ter Ordnung dissoziiert jedes monokontexturale
Realitätsverständnis. Die aus diesen Beobachtungs-
verhältnissen resultierende Intransparenz der fak-
tischen Situation lässt nichts anderes zu als die wei-
tere Beobachtung von Beobachtungen und stützt
diese kognitive Beschränkung durch die Abhängig-
keit politischer Schemata von öffentlich kommuni-
zierter Unterstützung.
Wenn die Bush-Administration Geheimdienstbe-
richte ,manipuliert‘, dann ist das ,irrational‘ (wenn
nicht gar doch eine ,Lüge‘) nur aus der Perspektive
derer, die anders optieren.35 Die Bush-Administra-
tion versucht nicht mehr, als sich gegen den Beob-
achtungsdruck zweiter Ordnung zu behaupten und
konstruiert eine Sicht auf die Dinge (Massen-
vernichtungswaffen, Terrorverbindungen), deren
Konstruiertheit durch Rekurs auf substantielle
(Handlungs-) Rationalität latent gehalten wird.
Letztlich hält sie für ,wahr‘, was zu den Zwängen
der Selbstdarstellung der eigenen Konstruktionen
passt, gerät entsprechend unter Motivverdacht
und orientiert sich dann an dessen möglicher Ver-
meidung.36 Eine komplementäre Verwicklung in
die eigene Selektivität politischer Kommunikation –
samt Motivverdacht und tentativer Vermeidung
desselben – erzeugt die Bush-kritische Seite der
amerikanischen Öffentlichkeit durch die Behaup-
tung, es würden ,übliche‘ Rationalitätsstandards
(des Abwartens auf mehr Information, des multi-
lateralen Konsultierens) verfehlt. Realitätshinter-
grund sind jeweils nicht Fakten, sondern mehrdeu-
tige und unsichere (Medien-) Berichte, die einander
widersprechende Realitätskonstruktionen erlauben,
die dann um der eigenen Standfestigkeit willen ze-
mentiert werden im Schema Rationalität/Irrationa-
lität – oder eben medienwirksam angezweifelt im
Schema Wahrhaftigkeit/Lüge. Die Verwendung der
Schemata suggeriert einen sicheren Zugriff auf
nicht-konstruierte Realität, limitiert also die Kon-
tingenz des Beobachtens zweiter Ordnung, ermög-
licht sogar Beobachtung erster Ordnung, die im
Netz von Beobachtungen zweiter Ordnung – wenn-
gleich immer temporäre – Sicherheiten verschafft.
Der Rationalitätsstandard bleibt insofern formal in-
takt. Auch im Fall der Diskussion über fehlerhafte
Informationen zu Massenvernichtungswaffen und
al-Qaida-Verbindungen im Irak verwenden ihn bei-
de Seiten, ohne dass der resultierende Konflikt an-
ders als im Medium der öffentlichen Meinung be-
handelt und nicht: aufgelöst werden kann. Keine
Seite kann die Beschränkungen durch politische
Selbstbeschreibung abschütteln.37 Auf der Ebene
des politischen Streits um Rationalität und Irratio-
nalität dokumentieren sich also die typischen (kon-
tingenzaktivierenden) Effekte der Beobachtung
zweiter Ordnung und die kontingenzeinschränken-
den Effekte der politischen Selbstbeschreibung. Wie
der Manipulationsverdacht in den Medien, erlaubt
der Vorwurf der Irrationalität (oder gar der Lüge)
in der (öffentlichen Meinung der) Politik, die Kon-
struiertheit jeglicher politischen Realität auf den
politischen Gegner zuzurechnen.
Es kann in diesem Zusammenhang nicht wirklich
darum gehen, ob die Position der Bush-Administra-
tion auf ,Lügen‘ aufbaut. Wenn jede Entscheidungs-
kommunikation von ihrer öffentlichen Darstellung
abweicht, gibt es keinen archimedischen Punkt, von
Klaus P. Japp und Isabel Kusche: Die Kommunikation des politischen Systems 527
herstellung vertraut (Gerhards 1997). Wenn Deliberation
ins Spiel kommt, ist es immer die des Zentrums (Fisher
2003) und nicht (wie bei Habermas) die der Peripherie im
Sinne der (kritischen Gegen-) Öffentlichkeit.
34 Beobachtung zweiter Ordnung macht die Verhältnisse
gerade nicht transparent, denn kein Beobachter stößt al-
lein deshalb zu seinen eigenen Beobachtungsgrundlagen
durch, weil er die des Gegners beobachten kann.
35 Man könnte fragen, ob die Behauptung der Lüge selbst
erlogen ist. Jedenfalls gerät sie unter Motivverdacht.
36 „Sich im Medium der öffentlichen Meinung der Beob-
achtung zweiter Ordnung zu stellen, heißt also, dem über-
all lauernden Motivverdacht zu entkommen. Das, und
nicht Vernunft/Unvernunft, ist die Unterscheidung, mit
der die öffentliche Meinung sich selbst bestimmt – und zu-
gleich ständig ruiniert“ (Luhmann 2000a: 291, Herv.
i.O.).
37 Keine Seite kann auf Rationalitätsansprüche verzich-
ten.
dem aus Wahrhaftigkeit und Lüge getrennt werden
könnten. Denn auch ein solcher Versuch autoritati-
ver Verbürgung unterliegt der Differenz von Her-
stellung und Darstellung mit eben denselben Folgen
im Hinblick auf das Problem der Authentizität und
den Verdacht der Manipulation. Unter diesen Be-
dingungen lässt sich die Frage danach, wie weit die
Darstellung von der Entscheidung abweicht, nicht
beantworten. Und umgekehrt kann es auch nicht
darum gehen, wie weit sich die Entscheidung an die
öffentliche Darstellung anpasst. Auch diese Frage
lässt sich nicht beantworten, denn die Antwort wä-
re ihrerseits nicht frei von dem Verdacht, Darstel-
lungsmotive über besseres Wissen zu stellen. Beide
Fragen verfehlen die Rekursivität von Herstellung
und Darstellung, die zu Beobachtung zweiter Ord-
nung zwingt und letzte (womöglich ,wahre‘) Grün-
de dekonstruiert.38 Die soziologische Beobachtung
der politischen Kommunikation muss demzufolge
darauf gerichtet werden, wie diese es fertig bringt,
sich von der Herstellung nur soweit zu entfernen,
wie die öffentlichen Darstellungszwänge es erfor-
dern (ohne populistisch zu werden), und zugleich
das Herstellen diesen Zwängen nur soweit anpasst,
wie es die eigene Vergangenheit in Gestalt binden-
der Entscheidungsprämissen erlaubt39 (ohne struk-
turkonservativ zu werden).40 Mit anderen Worten
geht es um die Frage, wie sich politische Kommuni-
kation unter der kontingenzfördernden Selbstbeob-
achtung durch die Differenz von Herstellung und
Darstellung mit eigenen Mitteln einschränkt. Darü-
ber hinaus liegt die Aufgabe der soziologischen Be-
obachtung von politischer Kommunikation darin,
die Bedingungen zu unterscheiden, mithilfe derer
politische Kommunikation diesen Korridor aus in-
ternen Bindungen und externen Zwängen zu ihren
eigenen Gunsten verschiebt (Etzioni 1968; Kingdon
1984; March/Olsen 1989). Dies führt sicherlich
nicht zu mehr Authentizität, sondern lediglich zu
mehr Einsicht in die Selbstorganisation politischer
Kommunikation (zwischen Inkrementalismus und
umfassenden Rationalitätsanforderungen) ange-
sichts eigener, durch Selbstbeobachtung beförderter,
Unbestimmtheit.41
Im Medium der öffentlichen Meinung schränkt die
Selbstbeschreibung der Politik die Kontingenzeffek-
te von Beobachtungen zweiter Ordnung ein.42
Selbstbeschreibungen ermöglichen die Integration
des politischen Systems durch Konflikt. In diese
Selbstbeschreibungen schließt sich die politische
Kommunikationsforschung ein, wenn sie dem eige-
nen Beobachten die von ihr aus gesehen unhinter-
fragbare Unterscheidung von Herstellung und Dar-
stellung zugrunde legt. Es ist aber möglich, im
Kontext einer soziologischen Fremdbeschreibung
auch dies noch mit zu beobachten. Herstellung und
Darstellung werden dann als operationsleitende
Differenz politischer Kommunikation verstanden
und deren Absicherung im Kontext funktionaler
Differenzierung auf (theoretische) Beschreibungen
des Systems im System bezogen. Diese Beschreibun-
gen statten das System mit der Identität aus, die es
zur Abwehr konkurrierender Beschreibungen benö-
tigt.43 Im Unterschied zur herkömmlichen Selbst-
beschreibung der Politik als Staat folgt die hier
thematisierte Selbstbeschreibungsformel der Selbst-
beschreibung des politischen Systems als Demokra-
tie und stellt die öffentliche Meinung in den Mittel-
punkt, ohne die das System keine Möglichkeit zur
Selbststeuerung hätte. Weder Herstellung noch Dar-
stellung wären möglich.
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38 Dass unter diesen Bedingungen Glaubwürdigkeit zu ei-
nem knappen Darstellungsgut wird, um das sich Kom-
munikationsberater scharen, versteht sich von selbst.
39 Darin liegt ja nicht zuletzt der Sinn des Bindenden am
kollektiv bindenden Entscheiden (Luhmann 2000a: 84f.).
40 Natürlich kann man nicht ausschließen, dass politische
Kommunikation in Populismus oder Strukturkonservatis-
mus mündet.
41 Aus diesem basalen Selbstbezug der modernen Politik
resultiert womöglich ihre sog. ,Volatilität‘ i. S.v. Tempora-
lisierung (Luhmann 2000: 143), aber muss man deshalb
von ,Machtinflation‘ im Sinne abnehmender Handlungs-
fähigkeit sprechen (vgl. zum Begriff der Machtinflation
Parsons 1963; zur abnehmenden Handlungsfähigkeit der
Politik im Kontext der politischen Kommunikationsfor-
schung v.a. Kepplinger 1998) oder eher von Umstellung
politischen Entscheidens von der Dimension des sachlich
Richtigen (etwa festliegende Interessen/Stammwähler-
schaften in der Umwelt des Systems) auf die der eigenen
Schnelligkeit (changierende Interessen, turbulente Um-
welt, stärkerer Selbstbezug)? Und ist der Schluss auf ab-
nehmende Handlungsfähigkeit nicht selbst wieder Indiz
für die selbstbeschreibungsinduzierte Optik, dass nur sub-
stantiell rational hergestellte Politik auch handlungsfähig
sei und dass (aus dieser Perspektive) ein wachsender Anteil
von mediengestützten Darstellungsleistungen notwendig
mit der Abnahme politischer Handlungsfähigkeit verbun-
den sei?
42 Grob gesprochen: Auf das, was sich darstellen lässt,
und das wiederum hängt nicht unwesentlich von den eige-
nen Herstellungen ab.
43 So kann die amerikanische Irakpolitik gegen wirtschaft-
liche (Schulden) oder rechtliche (Völkerrechtsverletzun-
gen) Einwände auf die spezifisch politische Rationalität
der Herstellung kollektiv bindender Entscheidungen (un-
ter Bezug auf die amerikanische Nation!) verweisen. Je-
denfalls kann sie es so darstellen.
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Summary: This article deals with the distinction between the production and the presentation of political decisions,
which is a basic distinction in the field of political communication. It reconstructs the role of this distinction in the pro-
cess of political communication. Assuming differentiated specialized communication in the political system and in the
media system, the asymmetrical distinction between production and presentation appears to be a useful formula for the
self-description of the political system. On the one hand, it emphasizes the dependence of the political system on public
opinion; on the other hand, it plays down this dependence compared to “real” political decision-making. At the same
time, the distinction between production and presentation is operative in every political communication, without any
prior precedence of the one side of the distinction over the other. This is especially relevant with regard to the relation
between the center and the periphery of the political system. We have chosen the public discussion on the war against
Iraq in 2003 to illustrate both aspects of the distinction.
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